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„Wir woll‘n Olympia!“

Mit lauten Sprechchöre wird der Begeis-
terung über das „nationale Großprojekt“
Ausdruck verliehen. Nach den vielen
schweigsamen Friedensdemonstrationen
und auch den weitestgehend durch „enthu-
siastische JungaktivistInnen für ein
selbstorganisiertes Leben ohne Kapitalis-
mus“ Stimmung eingehauchten Anti-
Sozialabbau-Demos, ein Wunder.
Unterstützer Pfarrer Führer hält eine Rede
mit chauvinistischem Ton, vermutet eine
Verschwörung der „hohen Herren in
Frankfurt und Bern gegen die Leipziger
Bürger“ und der „Presse, die gegen Leipzig
hetzt und zufällig aus Hamburg kommt“,
vermischt internationalistische Rhetorik
von „Völkerfreundschaft“ mit plattem
Lokalpatriotismus („nicht in Stuttgart und

auch nicht in Hamburg – nein! In Leip-
zig“).
30 bis 50 Leute sind allerdings mit
anderem Anspruch gekommen: Bei der
Abschlusskundgebung auf
dem Augustusplatz findet
die bisher größte (!) anti-
olympische Aktion statt.
„NoLympia!“ er tönt es
von der Opernhaus-Trep-
pe, gegenüber der Demo.
Provokante Transparente
tauchen auf, darunter auch
eins von ominösen „Lin-
ken Chaoten für Olympia“. Ironische
Sprüche wie „Führer lass uns nicht allein,
Olympia in Leipzig das muss sein!“ oder
„Olé, olé – Tiefensee“ werden von der

Demo aber teilweise ernst genommen.
Nach Übergriffen von Olympiafans auf
GegendemonstrantInnen und einigen
Rangeleien mit der Bereitschaftspolizei
beruhigt sich die Situation, Christian
Führer kann mit leichten Störungen seine
nationalistische Rede halten, und die Presse
muss auch mal (ganz am Rande) über
antiolympische Proteste berichten, wie mit
einem Nebensatz in der Tagesschau.

Es begann 17 Uhr mit dem
traditionellen Friedensgebet
Pfarrer Führers unter dem Motto
„Teufelskreise  verlassen“. Die an-
schließende Demo wurde vom
proolympischen Bürgerverein
organisiert. Dabei blieb ihm die
Unterstützung des „Aktions-
kreises Frieden“ (nennt sich jetzt
„Leipziger Sozialforum“1), der

die bisherigen Montagsdemonstrationen
organisierte, versagt. Dieser wird Demos
für Olympia auch weiterhin nicht unter-
stützen.

„Wo ist die Streikzentrale?“
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auf der Strecke. Der Versuch eines Kaleidoskops mit Spektralanalyse.auf der Strecke. Der Versuch eines Kaleidoskops mit Spektralanalyse.auf der Strecke. Der Versuch eines Kaleidoskops mit Spektralanalyse.auf der Strecke. Der Versuch eines Kaleidoskops mit Spektralanalyse.auf der Strecke. Der Versuch eines Kaleidoskops mit Spektralanalyse.
beschlossen. (1) Die Freie Universität
macht seit dem 20.11. mit, als 3500 Studis
auf einer Vollversammlung (VV) den Streik
beschlossen. Gleichzeitig wurden alle Stu-
dierenden aufgerufen, am 24.11. an der
Informationsveranstaltung des Präsidenten
teilzunehmen, während der alle Lehr-
veranstaltung ausfielen, ein Privileg das der
anschließenden VV nicht zugestanden
wurde.

Das Band zwischen Studierenden und
Hochschulleitung scheint oft gar zu eng,
in Erlangen lädt man sich zur Demo anläss-
lichlich des bayernweiten Protesttages
gegen Kürzungen, den Rektor und Gebüh-
renvertreter Gürske als Hauptredner.
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Da schießen sie aus dem Boden, die
AK’s und AG’s, Plena werden abgehalten,
Vollversammlungen und Demos organi-
siert. Beeindruckend viele Protestseiten
gibt es im Netz, wie zum Beispiel die
www.streikzentrale.de.vu der Freien
Universität Berlin. Bis heute fanden in
Berlin eine Vielzahl von Protesten und
Demonstrationen statt, wie am 27.11. in
Berlin mit 20.000 Teilnehmern und
anschließenden Straßenblockaden in der
Innenstadt.

Seit dem 6.11. streiken die Studieren-
den der Technischen Universität, am
19.11. setzte der Streik an der Humboldt-
Universität ein, auf der Vollversammlung
vom 26.11. wurden Streikforderungen
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Initiative für ein

Forum gegen Sozial-
und Bildungsabbau

Damit es allen besser geht ...

... gemeinsam ärmer werden!

vorläufiger Kontakt: lsg.le@web.de

13.12. 14:00
Leipzig, Frankfurt, Berlin

Demonstration gegen
Bildungs- und Sozialabbau

9. bis 12.12. bundesweite
Aktionstage
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Da es nicht ihr Problem ist, ob Olympia
kommt oder nicht, sie sich nicht verein-
nahmen lassen wollen, und es sich dabei
doch wohl eher um Kommerz handelt.
Pfarrer Führer handelte sich auch Kritik
aus kirchlichen Kreisen ein. Nach dem
Motto: Was wäre wenn in New York auch
für Olympia gebetet werden würde? Für
wen sollte sich Gott dann entscheiden?
Einer anderen Kritik, dem Mißbrauch der
Montagsdemonstrationen, gegenüber
wehrte er sich mit der Argumentation,
1989 wären sie bereits für ihr Land auf die
Straße gegangen und mit Olympia wäre
das das selbe. Nationaltheologe Führer
stellt sich damit selbst ein Armutszeugnis
aus. Wer für sein Land oder die Nation
auf die Straße geht, anstatt für ein besseres
und schöneres Leben der Menschen, dem
ist wohl die Ideologie zu Kopf gestiegen.
Armes „Volk“, wem bist du da hinterher-
gerannt?
Interessant jedenfalls das Zahlenverhältnis
der Montagsdemonstrationen unter-
einander: Dreimal mehr Olympiafans als
KritikerInnen des Sozialabbaus auf einer
Montagsdemo und nur zwei Prozent davon
protestieren dagegen. Ernsthafte, durchaus
mehrheitstaugliche Anti-Olympia-Posi-
tionen, jenseits von Sprechchören und
Spaßguerilla sind ungünstigerweise kaum
in der Öffentlichkeit präsent – angesichts
der Jubelstimmung liegt es allerdings auch

nahe, beim Protest eine rein provokative
Position einzunehmen. Immerhin gab es
zumindest eine kritische Stimme inner-
halb der Demo, so wurden bei einer
Liveschaltung von mdr-info mehrere
Leute interviewt. Von denen eine dachte,
sie müsse ihren Bürgermeister den
Rücken stärken, der andere unbedingt
die Spiele sehen wollte, und einer
schließlich nur zufällig da war und
meinte, dem Pfarrer müsse wegen
Missbrauch das Amt entzogen werden.
Dem ist nur zuzustimmen, doch sollte
Franz Häuser, Rektor der Uni, gleich mit
rausfliegen, hatte er doch seine Mitar-
beiter und Studenten ebenfalls aufgeru-
fen, an der Demonstration teilzunehmen.
Positiv gewendet, waren es gar nicht so
viele Teilnehmer, Gerüchte besagen sogar,
dass Busse aus Dresden rangekarrt
werden mussten, und auch, dass im
Grunde viel mehr DemonstrantInnen
erwartet wurden. Wenn das bundesweite
mediale Echo nicht so einseitig positiv
ausgefallen wäre („Leipzig nimmt Mon-
tagsdemonstrationen wieder auf –
diesmal für Olympia“, Financial Times
Deutschland), könnte man auch sagen,
es war ein Flop. Schließlich sind 2500
Leute zu wenig für eine schlagkräftige
Leipziger Nationallokalpatriotische
Front. Deutlich wurde die tendenziöse
Berichterstattung der Presse. Der LVZ
liegen nationale Großprojekte scheinbar

sehr am Herzen, wie sonst wäre zu erklären,
dass die Olympia-Demo ganz groß aufge-
zogen wurde, für die Sozialabbau-Demos,
wenn überhaupt nur ne Kurzmitteilung zur
Verfügung stand?
Gekippt ist der bewusstlose olympische
Taumel bzw. die Illusion, Olympia würde
was Gutes bringen durch die offensichtliche
Korruption und Geldabzweigung noch
lange nicht. Vielleicht beim nächsten
Skandal? Dieser könnte schon bald ins Haus
stehen: so ist der gefeierte neue Leipzig-Held
Lothar Späth zufälligerweise auch
ehemaliger Ministerpräsident von Baden-
Würtemberg und damals durch Korrup-
tionsskandale aus dem Amt geflogen.
Angesichts soviel offensichtlichen Betrugs,
geht sogar dem „Spiegel“ ein Licht auf: „Sind
die Deutschen zu blöd, um olympische
Spiele zu organisieren?“ - Die Frage drängt
sich auf. Genau wie die nach dem
Geisteszustand der Leipziger: Eine Pro-
Olympia-Demo wie diesen Montag hat es
weltweitbisher noch nie gegeben...

 SOJA & KATER

zur weiteren Meinungsbildung:
www.olympia-jetzt.de
www.nein-zu-olympia.de

1 Es müsste diskutiert werden, ob die Umbe-

nennung in ein „Sozialforum Leipzig“ angemes-

sen ist oder ob damit der Idee nicht eher

geschadet wird.
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Editorial
Feierabend! Endlich fertig, am „Tag für die
Abschaffung der Sklaverei“ ... ob die UNO
damit auch auf die Lohnsklaverei abzielt?
Wir jedenfalls können uns Darwin Dante
nur anschliessen, der schon Anfang der
1990er errechnete, dass fünf Stunden
Arbeit pro Woche genügen. Die Thesen
mögen umstritten sein, damit aber legt der
Autor den Finger auf die Wunde der
Problematik Arbeit und Arbeitslosigkeit.
Deshalb wird der Programmierer nun von
seinem Arbeitgeber, der Dresdner Bank,
abgemahnt und zwangsversetzt. Aber es
gibt auch Lichtblicke: die Gefangenen aus
Magdeburg (#9) und Thessaloniki (siehe
S. 20) auf freiem Fuß! Es lohnt also, aktiv
zu werden, die Angst vor der Obrigkeit
abschütteln, auf den Müllhaufen der

Geschichte werfen und für ein schönes
Leben für sich (und andere) zu kämpfen
- zum Beispiel auf dem Forum gegen
Sozial- und Bildungsabbau (siehe S.1),
oder in der Libelle, unserer Verkaufsstelle
des Monats.
Dennoch versuchen wir eine ganz ganz
ganz besonders qualitätsvolle Ausgabe zu
zaubern. Ob uns das gelungen ist, werden
Eure Leserbriefe zeigen. Die bisherigen
zwei waren ja allesamt positiv. Und wir
lieben unsere LeserInnen wie die LeserIn-
nen uns. Da aber Liebe zwar sexy ist und
psychische wie physische Befriedigung
verschaffen kann, manchmal aber schon
ein kritisch mahnendes Wort über manche
Berge hülft, und auch die zwanzigste
Ausgabe in erreichbare Nähe rücken lässt,

bitten wir erwartungsvoll um euren Beitrag
in Wort und Bild.
Bis dahin sehen wir uns hoffentlich auf den
Sonntagsdemos im Dezember (immer 15:00
Uhr vor der NaTo, Südplatz), um für den
Erhalt von Jugendzentren wie dem conne
island Druck zu machen. Wenn es einigen
auch nur ums Geld gehen mag ... was wir
wollen, wissen wir jedenfalls:

Unser Leben selbst organisieren!
Peace und freie Liebe!

Eure Feierabend!-Flippies

P.S.: unsere restlichen 327 Forderungen sind
hoffentlich bald auf unserer Internet-
Baustelle www.feierabend.net.tc zu lesen.
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Der unerwartete Erfolg der Großdemons-
tration unter dem Motto „Gemeinsam
gegen Sozialkahlschlag“ erwischte die
bürgerlichen Medien im Land ähnlich
indisponiert wie Mitte der siebziger Jahre
das plötzliche Entstehen der Anti-Atom-
Bewegung. Deshalb sind die Sprach-
regelungen noch nicht standardisiert, und
der Leser kann sich vorübergehend eines
gewissen Pluralismus erfreuen.

Ein Zeichen für die Konfusion auch
in der kapitalfreundlichen Presse ist, daß
in keinem einzigen Blatt der ansonsten
gängige Trick versucht wurde, die Teil-
nehmerzahl der linken Demonstration
herunterzuschwindeln. Der Berliner Tages-
spiegel versuchte allerdings nachzutreten:
Die Hunderttausend seien „erheblich
weniger, als sich die Veranstalter erhofft
hatten“, wurde wahrheitswidrig behauptet.

Mit Wegducken versuchte es die
Frankfurter Allgemeine, die sowohl in ihrer
Sonntagszeitung wie in der Montags-
ausgabe nur in wenigen Zeilen über die
demonstrierende „Randgruppe“ berichtete.
Nicht viel besser die Süddeutsche Zeitung,
die neben einem Foto auf der Titelseite
gerade 30 Zeilen auf Seite fünf zustande
brachte. Chefkommentator Heribert
Prantl belehrte im weiteren die Demons-
tranten: „Wenn Sozialetats schrumpfen,
nimmt die Gerechtigkeit nicht automatisch
ab.“ Auch die Berliner Zeitung mag den
Unzufriedenen gerade mal „Gefühlte
Gerechtigkeit“ zubilligen – so der Titel
ihres Kommentars. Der Bericht vom
Sonnabend wurde in den Lokalteil
verbannt, wo auch ein ATTAC-
Sprecher im Interview einen Ge-
genakzent setzen durfte. Auf der
Titelseite dominierte dagegen
Boris Becker mit seiner neuen
Autobiographie und die
Schlagzeile „Experten loben
Merz“.

Ganz anders dagegen
die Frankfurter Rund-

„Für Zahnersatz, Lenin und wider den Krieg“

schau, die dem Geschehen den groß-
formatigen Aufmacher und zwei weitere
freundliche Beiträge widmete. Auch die
Springerzeitung Die Welt war positiv
verunsichert: „Wieso schafft ein bunter
Haufen von diffus linken Sozialinitiativen
und Globalisierungsgegnern, was ganz
anderen im Frühsommer noch kläglich
mißriet – nämlich die gutbürgerliche Mitte
gegen Schröder in Bewegung zu setzen?“
Das Blatt verweist auf die gebrochenen Ver-
sprechen von SPD und Grünen, gibt aber
zu, daß die Unionsparteien bei den
Demonstranten auch nicht beliebter sind.
„So wächst – an den als ewigen Bremsern
diskreditierten Gewerkschaften vorbei –
die Bereitschaft, außerparlamentarischen
Kräften zu folgen. Das dürfte noch
spannend werden.“

Wie stark die traditionellen politischen
Lager in Auflösung sind, beweist der
Vergleich zwischen der in den achtziger
Jahren noch gewerkschaftsfreundlichen taz
und der Financial Times Deutschland
(FTD). „Überraschend viele zeigen ihre
Empörung über die geplanten Sozial-
kürzungen, aber auch ihre Ratlosigkeit“,
beschied das Zentralorgan der grünen

Ignorant – aber auch interessiert: Wie die Presse auf dieIgnorant – aber auch interessiert: Wie die Presse auf dieIgnorant – aber auch interessiert: Wie die Presse auf dieIgnorant – aber auch interessiert: Wie die Presse auf dieIgnorant – aber auch interessiert: Wie die Presse auf die
Demonstration der 100 000 in Berlin reagierteDemonstration der 100 000 in Berlin reagierteDemonstration der 100 000 in Berlin reagierteDemonstration der 100 000 in Berlin reagierteDemonstration der 100 000 in Berlin reagierte

Besserverdiener. Und weiter: „Wohin der
politische Weg geht, scheint nicht ganz
klar. Zu viele Gruppen, zu viele unter-
schiedliche Menschen haben sich hier
getroffen.“ Die Tazisten trösten sich
immerhin damit, daß „die Stalinisten“ bei
der Demonstrationen keine Chance gehabt
hätten. So hätten Gruppen wie Linksruck
und MLPD „die Idee der Anti-Kahlschlag-
Demonstration vom Samstag propagiert.
Bei einem Vorbereitungstreffen in Hann-
over versuchte die MLPD, alles unter ihrer
roten Fahne ablaufen zu lassen. Vergebens:
ATTAC und die Berliner Bezirke der
Gewerkschaften ver.di und BAU machten
eine eigene Organisationsgruppe auf, in
der Marx und Lenin keine Rolle mehr
spielen.“ Die FTD hingegen sah die
Klassiker im Kommen: „Für Zahnersatz,
Lenin und wider den Krieg“ – so faßte sie
ihren Eindruck in der Überschrift zusam-
men.

     avinki, die anarchistische Satirezeitung
aus Weißrußland, ist nun offiziell verboten.
Seit Anfang des Jahres unterlag das un-
abhängige Blatt verstärkter Repression
durch die Regierung Lukaschenko. Bereits
im Mai wurde der Herausgeber wegen
Präsidentenbeleidigung zu einer Geldstrafe
verurteilt. In kurzer Abfolge erhielt das
Magazin daraufhin zwei Verwarnungen.
Die eine wegen Verstoßes gegen das
Presserecht. Die andere aufgrund der Be-
einträchtigung der „Moral des Volkes...”.
Zwei solche Verwarnungen sind in Weiß-
rußland ausreichend für das Verbot einer
Zeitung.
Aber nach dem Verbot ist Navinki in den
Untergrund gegangen und arbeitet nun an
der ersten neuen Ausgabe. Die Illegalität
macht den Druck und Vertrieb zwar we-
sentlich schwieriger. Aber Nichtsdestotrotz.
Der Kampf geht weiter!

wanst

Navinki lebtNavinki lebtNavinki lebtNavinki lebtNavinki lebt     im Untergrundim Untergrundim Untergrundim Untergrundim Untergrund!!!!!
N
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straffe Hierarchie, in der nur vorankommen
kann, wer sich unterordnet. Die Gefahr
aber, die von allen Verbindungen, im
Besonderen von den Burschenschaften des
DB, ausgeht darf nicht unterschätzt
werden. Sie tragen unter der Mütze des
rechtschaffenen, deutschen Akademikers,
stolz die Gedanken weiter, die Ver-
netzungen mit der NPD (Nationale Partei
Deutschland) und der rechtsradikalen
Szene sehr wahrscheinlich machen. Der
elitäre Drang, überall Spitzenspositionen zu
besetzen, ist nicht nur eine verklär te
Theorie. Vielmehr zeigen Namen wie Franz
Josef Strauß (Tuskonia München) und Jörg
Haider (Silvania Wien), dass der politische
Einfluss der Burschen real ist und daher
auch real bekämpft werden muss.

Das war auch der Ansatz einiger Leute, die
einen kreativen Protest auf der Vor-
stellungstrasse veranstalteten. Sie wollten
die Anwesenheit rechter Gedanken an der
Universität nicht einfach hinnehmen. Mit
einer Tanz- und Theateraktion vor den
betreffenden Ständen sollten die Männer-
bünde thematisiert und offener Protest
bekundet werden. Etwa fünfzehn Ak-
tivistInnen, deutlich an ihrer pinken
Kleidung und den silbernen Puscheln zu
erkennen, sprangen, hüpften und sangen
gegen Hierarchie und für die Anarchie.
Die verwendete Aktionsform „Pink &
Silver“ stammt aus dem globalisierungs-
kritischen Kontext und wurde zum Beispiel
in Prag beim WTO-Gipfel 2000 ange-
wandt. Die Ursprünge liegen jedoch schon
in den 1960er Jahren beim „Radical
Cheerleading“. Anders als der „schwarze

Fünf Flaschen sind genug!
Protest gegen Burschenschaften in der UniversitätProtest gegen Burschenschaften in der UniversitätProtest gegen Burschenschaften in der UniversitätProtest gegen Burschenschaften in der UniversitätProtest gegen Burschenschaften in der Universität

Wie jedes Semester präsentierten sich auch
an diesem Tag wieder studentische Grup-
pen und Initiativen auf der vom Stu-
dentInnenrat (gewählte Vertretung der
Studierenden in Ostdeutschland) ini-
tiierten „Vorstellungsstrasse“. Darunter
sind seit einigen Jahren auch korporierte
Studentenverbindungen.

So warb z.B. die Leipziger Burschenschaft

Außerdem beziehen sich die Burschen
positiv auf den starken Staat, der die
„nationale Einheit“ nach Innen, gegen
Andersdenkende, und nach Außen, gegen
„Unterwanderung seines Volkskörpers
durch Ausländer“3 zu schützen hat.
Immanent ist diesem Weltbild die Sym-
pathie für Militärisches und Soldatisches.
So ist der ideale Mann wehrhaft, mutig,
kameradschaftlich und patriotisch im
Gegensatz zur schwachen und friedfertigen
Frau. Die Aufnahme von Kriegsdienstver-
weigerern war daher auch Grund genug,
die „Arminia Marburg“ aus dem DB
auszuschließen. In den „Burschenschaft-
lichen Blättern“ (57/1980) findet sich
zudem die Behauptung, „die menschliche
Weltordnung ist auf das Männliche
ausgerichtet“. Die Burschen sehen sich als
die „Elite der Nation“, die allein befähigt
ist, „eine Ordnung in Freiheit und Recht
zu gewährleisten“. Nach ihrer Argumen-
tation ist die „Masse nicht besonders
klug…Gewöhnlichkeit oder Geringwertig-
keit ist [ihr] wahrscheinlicher Zustand“.4

Nicht alle Burschenschaften vertreten
derart extreme Standpunkte. Die gemäßig-
teren Verbindungen traten 1996 wegen des
anhaltenden ‚Rechtsrucks’ aus dem DB
aus,  und gründeten die „Neue Deutsche
Burschenschaft“ (NDB).
Außer der Burschenschaft Arminia,
präsentierten sich auf der Vorstellungs-
strasse des StuRa Leipzig noch das „Corps
Thuringia“, das „Jagdcorps Hubertio“, die
„Katholische Deutsche Studentenver-
bindung Germania Leipzig“ und „Win-
golf“. Letztere bezeichnen sich als unpoli-
tisch, sind aber doch einem national-
konservativen Weltbild verhaftet. Die
Ausgrenzung oder Herabwürdigung von
Frauen ist ebenso Programm, wie eine

Arminia, die zum rechtsextremen Dach-
verband „Deutsche Burschenschaft“ (DB)
gehört, für neue Mitglieder. Die Gedanken,
die vor allem von einigen Verbindungen
der DB propagiert werden, sind u.a. ein
„volkstumsbezogener Vaterlandsbegriff“1,
der die Volkszugehörigkeit biologisch
begründet. Nach diesem völkisch-nationa-
listischen Politikverständnis „betrachtet die
DB die deutschen Bewohner Österreichs
und Südtirols als Teil des deutschen
Volkes“2 und die ehemalige DDR wird
meist als „Mitteldeutschland“ bezeichnet.
Die großdeutsche Idee verdeutlicht ein
Geschichtsbewusstsein, bei dem es nicht
verwundert, dass die Aachener Burschen-
schaft Libertas Brünn fordert, „der
wiederholt in der Öffentlichkeit aufgestell-
ten These von der Alleinschuld Deutsch-
lands am 2. Weltkrieg entgegenzutreten.“.
Die großdeutsche Variante verwirklichte
der DB organisationsintern schon Anfang
der siebziger Jahre, indem österreichische
Burschenschaften integriert wurden. So
konnte auch Jörg Haider (östereichischer
Rechtspopulist, ehemaliger Ministerprä-
sident von Kärnten), seines Zeichens
Mitglied der Silvania Wien, gleichzeitig
Mitglied der DB werden.

- Hintergrund -

- Aktion -

Mittwoch, 29.10.2003. Es ist früher Nachmittag als ein Trupp von 20-30 PolizistInnen in Kampfmontur
auf den Innenhof der Universität Leipzig stürmt. Es kommt zu einer Rangelei, in deren Zuge die
PolizistInnen tat- und schlagkräftig zwei Personen abführen. Gerechtfertigt wird dieser Einsatz mit der
Verpflichtung, jede angezeigte Straftat verfolgen zu müssen. Aber was ist da eigentlich passiert?
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Block“, setzt „Pink & Silver“ auf positive
Außenwirkung und Deeskalation. Nach
diesem Prinzip wurde auch mit der Aktion
vor den Ständen das Ziel verfolgt, die
korporierten Männer lächerlich zu ma-
chen. Trotz der einheitlichen Taktik blieb
noch genug Raum für die Beteiligten, dem
ein oder anderen individuellen Reflex
nachzugehen.
Die Stimmung auf dem Innenhof der
Universität zur Mittagszeit war ausgelassen.
Es gab bunte Tische mit Kaffee, Kuchen
und mehr. Vor den Ständen der ko-
operierten Verbindungen protestierten be-
reits einige Leute mit Transparenten und
gelegentlich wurden ein paar Knallfrösche
ihrer Bestimmung zugeführt. Zu den
Transparentträgern gesellte sich bald auch
der pinke Haufen, der mit silbernen
Puscheln choreogra-
phierte Anti-Burschen-
schaftstexte zu Gehör
brachte. Es waren Lied-
zeilen wie: „Lieber ein
Geschwür am After, als
ein doitscher Burschen-
schafter“ zur Melodie
von „99 Luftballons“
und anderes zu verneh-
men. Zahlreiche Sym-
pathisantInnen und
Umstehende applau-
dierten der Darbietung
und fingen gar selbst
mit an zu puscheln.
Inmitten dieses lauten, bunten Treibens be-
gannen einzelne Protestierende etwas über-
mütig zu werden und es wurden Stände
von Propagandamaterial abgeräumt. Von
Seite der Männerbünde wurde daraufhin
eine Anzeige wegen Diebstahl, Sach-
beschädigung und tätlichem Angriff bei
der Polizei erstattet, die einige Streifen-
polizisten zur Personalienfeststellung auf
den Innenhof der Universität schickte. Der
Fokus der Gesetzeshüter richtete sich sofort
und ausschließlich auf die pinken Tänzer-
Innen, die größtenteils versuchten sich dem
Zugriff zu entziehen. Das verursachte
hitzige Debatten und auch kleinere
Schubsereien zwischen Grün und Pink.
Die „Pink & Silver“ Aktion war damit

jedoch beendet und die Beteiligten
verließen auf Umwegen die Vorstellungs-
strasse.
Eine zweite Anzeige wurde von einem der
Verbindungsstände aus erstattet, nachdem
fünf Flaschen Alkoholika von unbekannt
entwendet worden waren. Weitere Vor-
würfe waren ein Kerzenwachsattentat auf
eine wehrlose Hose und die Entführung
eines Tisches vom RCDS Stand (Ring
Christlich Demokratischer Studenten),
der später unversehrt auf der Herren-
toilette aufgefunden wurde. Die Reihen-
folge und Vollständigkeit der 7-8
laufenden Anzeigen war
bei der Polizei bis zum
Redaktionsschluss nicht
in Erfahrung zu bringen,
da mittlerweile der

Staatsschutz ermittelt, der keine Auskünfte
erteilt.
Es war bereits wieder Ruhe auf dem Hof
eingekehrt, als ein Verbindungsstudent
vermeintliche Täter widererkannt zu
haben glaubte. Damit war der Manöver-
übungsplatz ausreichend abgesteckt und
die „Straßenkämpfe“ konnten beginnen.
Vier PolizistInnen scheiterten zunächst
beim Versuch die Personalien der Ver-
dächtigten zu ermitteln und wurden von
einem Menschenauflauf umringt, der
lauthals bekundete, dass die Polizei nichts
auf dem Gelände der Universität zu suchen
habe. Von der Situation überfordert wurde
Verstärkung gerufen, die sich in Form von
20-30 behelmten Bereitschaftspolizist-

Innen im Laufschritt dem Geschehen
näherte. Nach dem Austausch verbaler und
physischer Tätlichkeiten wurden zwei
Menschen unter Anwendung von Gewalt
abgeführt.
Das Fazit des Einsatzes waren, zwei
Ingewahrsamnahmen, inklusive aufge-
schrammten Händen und einer zerrissenen
Hose. Außerdem die Anzeigen durch die
Verbindungen und einer Anzeige der
Polizei wegen Widerstandes gegen die
Staatsgewalt. Und zu guter Letzt eine Auf-

sichtsbeschwerde
gegen einen Poli-
zisten und eine
Feststellungsklage
durch den Stu-
dentInnenrat zur
Klärung der Fra-
ge, was die Uni-
versität für ein
Raum ist und
wieweit dort die
Befugnisse der

Polizei reichen.
Nicht unerwähnt bleiben sollte, daß das
bedauerliche Verschwinden einer Bur-
schenschaftsmütze, dem einen kalte Ohren
und dem anderen eine rote Nase beschert
haben dürfte.

wanst

1 Begriff von DB 1971 eingeführt
2 Antrag der Aachener Burschenschaft Libertas

  Brünn auf dem Berliner Burschentag 1965
3 Wiener Burschenschaft Olympia,

  Burschentage 1991
4 Hettlage. in: Academia, Zeitschrift des Cartell

  Verbandes, 1966
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Arbeit und Gesundheit als Privatsache

Die PROBLEMATIK
Die BRD wird laut SPD-Vorsitzenden
Schröder von vier hartnäckigen Problemen
gebeutelt:
„Erstens: Unsere Gesellschaft wird immer
älter. Die Lebenserwartung der Menschen
steigt – erfreulicherweise. Gleichzeitig sind
wir ein Land mit sehr niedrigen Geburten-
raten.
Zweitens: Die deutsche Wirtschaft muss
sich auf hart umkämpften internationalen
Märkten behaupten. Der internationale
Wettbewerb hat durch die Globalisierung
enorm zugenommen. Wir leben nicht auf
einer Insel der Seligen. [...].
Drittens: Die internationalen Wett-
bewerbsbedingungen sind nicht zuletzt
aufgrund des 11. September gehörig unter
Druck geraten. Das ging besonders zu
Lasten der starken, exportorientierten
Volkswirtschaften wie der deutschen.
Und viertens befinden wir
uns wegen der weltwirt-
schaftlichen Probleme in-
zwischen im dritten Jahr
wirtschaftlicher Stagna-
tion.“  (1)

Drei von diesen vier Prob-
lemen betreffen die Wirt-
schaft. Genauer die Ar-
beitslosen, die in der Wirt-
schaft nicht mehr als Ar-
beiterInnen benötigt wer-
den und deshalb die Sozial-
kassen belasten. Da immer
mehr Menschen älter statt
jünger werden und immer
Wenigeren danach ist, Kin-
der in diese Welt  zu setzen;
wodurch die Sozialkassen noch mehr
belastet und noch weniger gefüttert
werden, brauchen wir in dieser Logik mehr
Jobs. Denn mehr Beschäftigung bringt
mehr Abgaben und vollere Kassen.
„Neue Jobs entstehen durch mehr Wachs-
tum, durch Innovation und Wettbewerbs-
vorteile auf den Märkten. Das Problem

dabei ist gerade nicht, dass die Löhne in
qualifizierten Berufen bei uns zu hoch
wären – sonst wäre Deutschland nicht
Exportweltmeister. Die Anteile, die
deutsche Produkte auf den Weltmärkten
halten, sind Spitze.“
Allerdings rühren die wirtschaftlichen
Erfolge hauptsächlich von Rationalisier-
ungen her und schaffen damit Jobs eher
ab als umgekehrt. Deshalb möchte Schrö-
der  und die SPD, wie auch die anderen
Parteien die Lohnarbeit, im Preis drücken.
Die sogenannten Lohnnebenkosten wür-
den Beschäftigung verhindern.
Heißt also im Klartext: Wir sollen uns
daran gewöhnen, zu Niedrigstlöhnen zu
arbeiten, damit wir Arbeitende den
Arbeitgeber weniger kosten. Nicht ver-
gessen werden sollte, dass die Lohn-
nebenkosten die Teile des Lohns sind, die
dem Staat einst zäh abgerungen wurden

und nun widerspruchslos aufgegeben
werden sollen.
Das ist ein bisschen so, als würden die
Menschen jahrhundertelang forschen, um
sich Natur und Technik zunutze zu
machen. Wenn es dann nicht mehr nötig
ist, dass alle arbeiten müssen, um ihre
Bedürfnisse zu befriedigen, bezahlen die

Menschen indirekt dafür, dass sie weiter
ihre Arbeitskraft verkaufen dürfen, indem
die „Arbeitgeber“ von den Zuschüssen in
das Sozialsystem entlastet werden.
Die Kosten trägt allein der Arbeitnehmer.
Damit sich das auch auf lange Sicht nicht
ändert, gibt Schröder die Parole heraus:
„Wir müssen uns darauf einstellen, dass
Zuwächse nicht mehr ver teilt werden
können.“
Anstatt sich Gedanken darum zu machen,
wie man die Lohnarbeit weiter reduzieren
könnte, werden nur die leeren Sozialkassen
gesehen, die unter diesen Bedingungen
versagen müssen. Denn es ist  logisch, dass
bei weniger Beschäftigung auch die
Einzahlungen in das Sozialsystem sinken.
Um aber ohne ein grundlegendes Über-
denken des Wirtschafts- und Sozialsystems
die Kassen wieder zu füllen, soll der Weg
des (vermeintlich) kleinsten Widerstandes

gegangen werden. Ohne die
Pharmalobby und das Mono-
pol der kassenärztlichen Ver-
einigungen anzutasten, sollen
die Patienten  wieder mehr
bezahlen. Diese Art von „Re-
formen“ wird seit den 50er
Jahren und damit von allen
Parteien praktiziert.

Die LÖSUNG?

 Was die PolitikerInnen zur
Reform der Sozialsysteme
vorschlagen ist ein Deal, der
nur scheinbar entlastet: Der
Beitragssatz in der gesetzlichen
Krankenversicherung soll in

einigen Jahren auf durchschnittlich 13
Prozent sinken (angepeilt sind 12,15
Prozent für 2006). Heute liegt er bei 14,3
Prozent. Würde das Versprechen eingelöst,
entspräche das einer Entlastung von 1,3
Prozentpunkten. Davon entfällt auf den
Arbeitnehmer aber nur die Hälfte (die
andere Hälfte der Versicherung zahlt ja der

Zum Hintergrund  der Reform der Sozialsysteme - einige FaktenZum Hintergrund  der Reform der Sozialsysteme - einige FaktenZum Hintergrund  der Reform der Sozialsysteme - einige FaktenZum Hintergrund  der Reform der Sozialsysteme - einige FaktenZum Hintergrund  der Reform der Sozialsysteme - einige Fakten
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Arbeitgeber), also 0,65 Prozentpunkte. Bei
einem Einkommen von 2500 Euro brutto
sind das z.B. 16,25 Euro im Monat, die
„gespart“ werden können.
Bei den Forderungen, die die Politiker-
Innen dafür von den Regierten erheben,
entwickeln sie wesentlich mehr Phantasie:
Ein bisschen wird ein Arztbesuch ab dem
nächsten Jahr wohl an den Versuch
erinnern, die EU-Außengrenze zu über-
queren. An jeder möglichen Stelle wird
abkassiert. Das erste Mal, wenn man mit
einem Arzt reden will (10 Euro je Besuch
und Quartal – entfällt nur bei Behandlung
auf Überweisung),  das zweite Mal, wenn
man tatsächlich krank ist und Medi-
kamente benötigt (10 Euro). Wer dann
immer noch nicht gesund ist, der zahlt
auch die Kosten für eine langwierige
Erkrankung. Das bisher von der siebten
Krankheitswoche an  vom Arbeitgeber zu
zahlende Krankengeld soll von 2006 an
allein von den Arbeitnehmern und ohne
Arbeitgeberzuschuss zu versichern sein.
Schließlich ist jeder seines Glückes
Schmied. Die gute Nachricht dabei ist: Im
Krankenhaus beträgt die Zuzahlung
täglich zehn Euro und wird für höchstens
28 Tage pro Jahr erhoben.
Wer häusliche Krankenpflege und Heil-
mittel benötigt, wird mit den zehn Euro
Praxisgebühr plus zehn Prozent der Kosten
bedacht. Ab 2006 müssen Arbeitende, um
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall zu
erhalten 0,5% des Bruttoeinkommens
zusätzlich investieren. Um diesen Betrag
sinken die Zuschüsse des Arbeitgebers zur
Krankenversicherung.

BEITRÄGE

Grundsätzlich ungeschickt ist es, krank zu
werden, obwohl man schon über 18 Jahre
alt ist. Denn nur Kinder und Jugendliche
bis zum 18. Lebensjahr sind von allen
Zuzahlungen befreit.
Für den Rest gilt: ein Sonderbeitrag von
0,6 Prozent des Bruttoeinkommens muss
zusätzlich zur Krankenversicherung
abgedrückt werden. (Diese ist dafür aber
frei wählbar.)

ZUZAHLUNGEN

Bei allen erfolgten Leistungen fallen
nochmals zehn Prozent der Kosten an.  Die
Zuzahlung bei Arzneimitteln liegt zu-
künftig zwischen fünf bis  zehn Euro;  fünf
Euro aber mindestens. Für alle Zu-
zahlungen zusammen gilt die Höchst-
grenze von zwei Prozent des Jahres-
bruttoeinkommens, bei chronisch Kranken
liegt die Grenze bei ein Prozent.

STREICHUNGEN

Auf was können wir sonst noch verzichten?
Auf die Beteiligung der Kassen an den
meisten Taxifahrten zur ambulanten
Behandlung. Auf das Sterbe- und Ent-
bindungsgeld, denn das sind ja private
Probleme. Und da bekannt ist, dass es zu
wenig deutsche Kinder gibt, können wir
uns Sterilisation nur noch aus medi-
zinischen Gründen erlauben.
Auch Zuschüsse für Sehhilfen brauchen
nach Ansicht der Kassen nur noch Jugend-
liche bis 18 und schwer Sehbehinderte.
Zahnersatz wird ab 2005 nicht mehr im
Leistungskatalog der gesetzlichen Kranken-
kasse enthalten sein. Es wird eine Zusatz-
versicherung geben, die für alle Pflicht ist.

EINSPARUNGEN
DER KASSEN

Wofür das alles ? Für die
Krankenkassen! Wo der
Versicherte ein paar Euro
spart, um sie sofort wieder
los zu sein, werden die
Kassen durch die Reform
2004 um rund 10 Milliar-
den Euro entlastet. 3
Milliarden können sie
zum Abbau ihrer Schul-
den verwenden, der Rest
muss zur Senkung des
Beitragssatzes genutzt
werden. Innerhalb von
vier Jahren soll das Defizit
abgebaut sein. Von 2004
an sollen die Kassen die

Rücklagen wieder um jährlich zwei
Milliarden Euro auffüllen.

GÜLTIGKEIT

Zum Schluß noch ein Wort zur Gültigkeit
der Reform, falls da noch jemand im
Zweifel sein sollte: Regierung und Op-
position haben sich im Sommer 2003 auf
eine Gesundheitsreform geeinigt. Diese ist
mit der Verabschiedung im Bundestag am
26.09.2003 und der Zustimmung des
Bundesrates am 17.10.2003 Gesetz und
heißt: „Gesetz zur Modernisierung der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-
Modernisierungsgesetz)“.

Gesundheit!

(1)alle Zitate von G. Schröder im

Interview mit Lars Haferkamp, Susanne

Dohrn im „Vorwärts“ am 25.10.03und:

Rede des SPD-Parteivorsitzenden, Bundes-

kanzler Gerhard Schröder, auf dem Parteitag

der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-

lands in Bochum am 17. November 2003

„Mut zur Wahrheit - Wille zum Wandel“

hannah b.
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ie Zeit des Großen und Ganzen
scheint gekommen, zumindest wenn

man Schröders Rede lauscht, mit der er
sich anlehnt an das „Fesseln sprengen“-
Pathos des Bundes der Deutschen Industrie
(BDI). Um die gegenwärtige Regierungs-
politik zu rechtfertigen, scheut Schröder
nicht vor tumben Nationalismus und
grober Geschichtsfälschung: „Wer in dieser
Situation nicht mitzieht, der stellt Partei-
taktik über das Wohl des Landes, ja der
versündigt sich an unserem Land“. Und:
„Die deutschen Sozialdemokraten, brau-
chen [...] keine Patriotismusdebatte, weil
wir schon seit 140 Jahren Patrioten sind.“
(1) Noch so manchem Parteigenossen
Bebels wäre schlecht geworden bei einer
derartigen Äußerung.
Heute braucht die Sozialdemokratie und
„wir alle“ nur eins: „Wirtschaftswachstum“
„Die Kosten der Arbeit zu reduzieren,
darum geht es“ – nicht um die Interessen
der Arbeit[-erInnen], oder gar um sozialis-
tische Revolution. Schnee von gestern,
eines ganzen Jahrhunderts gar! Deshalb
gibt es auch keine Alternative zur Hartz-
Reform. Deshalb ist es richtig, dass sechs
Millionen Menschen für nicht mehr als
400 Euro im Monat malochen ... als
SaisonarbeiterInnen und Aushilfen,
Putzkräfte und Wachleute. Und es ist nur
„sozial gerecht“, wenn viele dieser Mini-
Jobber als solche ihr Ersteinkommen
aufbessern. Völlig korrekt ist es, wenn man
mit einem Lohn nicht auskommt – und
also an zwei Orten zur Ausbeutung zur
Verfügung steht. Niemand soll durch
überzogene Ansprüche „denen zur Last
fallen, die in den Betrieben und Büros
arbeiten“ (2).
Weil aber noch der Hauch einer Erin-
nerung an die Arbeiterpartei, an einen
Konflikt zwischen Arbeit und Kapital
besteht, bringt die Fraktion am 11.
November eine „Ausbildungsabgabe“ auf
den Tisch. Die Gesetzesinitiative sieht vor,
ab Herbst 2004 einen Fonds für zusätz-
liche Lehrstellen einzurichten – im Februar
soll das Thema im Bundestag behandelt
werden. Allein in Sachsen kamen im

Oktober auf eine offene Lehrstelle (ins-
gesamt 174) gut elf Jugendliche (insgesamt
1.922). Die neue Abgabe, die auch mit der
DGB-Kampagne einen sozialen Anstrich
erhielt – zumal sie essentielle Interessen
berührt – wird mit einer beispielhaft
autoritären Argumentation begründet, die
jeglichen wirtschaftlichen Zusammenhang
verdunkelt: die mangelnde Ausbildungs-
bereitschaft der Unternehmen müsse
bestraft werden. Schließlich müsste anson-
sten durch die Kommunen ein Arbeitsplatz
für Jugendliche geschaffen werden, um jene
auszusondern, die sich der Ausbeutung
verweigern. Denen soll dann nämlich für
drei Monate die Stütze, nicht nur gekürzt,
sondern komplett gestrichen werden –
anders lässt sich ein Konsens bezüglich der
Arbeit wohl nicht mal mehr ober-
flächlich aufrecht erhalten.
In Verbindung zu sehen ist all das
mit der Rhetorik gegen Abweichler
und Kritiker der Regierungspolitik
in den eigenen Reihen: überflüssige
„Kronzeugen gegen die eigene
Politik“ (Ute Vogt), die man
„ausfindig machen“ (und ausschal-
ten?) werde (Müntefering). Aber
der autoritäre Geist hat in der Partei
ja Tradition. Schade nur, dass man’s
sich damit so gemütlich machen
kann in unserer Gesellschaft. Das
neue Leitbild zeichnet sich ab als „Partner
Staat“, akzeptiert, geachtet, verteidigt – wie
einstmals „Vater Staat“.
Dumm nur, dass dieser „Partner“ so
ungleich mächtiger ist. Und er wird es
bleiben, solange er von den Allermeisten
anerkannt wird. Die Legitimation ist
unabdingbar für die Stabilität jeder
Gesellschaftsordnung. Als, zum Beispiel,
„Louis XIV. starb, trauerten sogar die
Leibeigenen; als aber der Tod Louis XV.
hinwegraffte, mußte man seine Leiche im
Galopp zur Gruft fahren, und die Bauern
warfen dem Sarg Steine nach. Der Glaube
im Volke war verschwunden; nun herrschte
bloß noch die nackte Gewalt. Aber dieser
Zustand leitete auch die Periode der
Revolution ein.“ (3) Nun kann von solchen

Die Träume unserer Eltern im Herzen ... 1

Verhältnissen heute noch gar nicht
gesprochen werden ... das offensichtliche
Versagen der etablierten politischen
Parteien aber untergräbt das Vertrauen in
die parlamentarische Ordnung.
Um die Misere der Lohnarbeit und der
Ohnmacht also zu überdecken und die
Legitimation zu stützen, versucht „unser
aller“ Kanzler, das Nationalgefühl zu
heben: Exportweltmeister sind „wir“ und
können „uns“ behaupten gegen die USA
und in der EU. Dies aber erfordert
gemeinsame Anstrengungen, allgemeinen
Verzicht auf jegliche Ansprüche: ob in der
Krise oder im Konjunkturhoch, niemals
dürfen Forderungen erhoben werden. Um
„den Aufschwung“ nicht zu gefährden.

Ob wir nun am Abgrund oder am Berg
stehen, das zu bewerten kommt „Exper-
ten“ zu. Dabei gibt es einigen Spielraum
hinsichtlich der Perspektive und der
Bewertung. Nach Bautzen hat Leipzig mit
17,8 Prozent die höchste Arbeitslosenrate
in Sachsen (Durchschnitt: 16,5%). Aber
(mit der Olympia-Bewerbung, könnte man
sagen): es geht voran ... von September zu
Oktober 2003 konnte die Zahl der
Arbeitslosen um 0,8 Prozent (711) gesenkt
werden. Das macht Mut. Erst der Vergleich
mit Oktober 2002 offenbart einen Anstieg
um 4,3 Prozent (3.640). Das heißt
allerdings nicht unbedingt, dass es der
Wirtschaft  schlecht ginge; sie kann ledig-
lich begrenzt expandieren. Zentral für die
soziale Stabilität aber ist ein Zuwachs an

10 Jahre Aufschwung
 „Arbeitslosenbestand“  in Leipzig

D
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Seit 1999 zieht der Konzern Metro auf dem
Rechtsweg gegen den Ladenschluss zu
Felde. Den Anlass hatte eine direkte Aktion
der Konzern-Tochter Kaufhof gegeben, die
in Berlin länger öffnete als das Gesetz
erlaubt. Merkwürdigerweise schritt die
Polizei ob dieses Vergehens nicht ein. Mit
einer Verfassungsbeschwerde will man nun
erwirken, auch nach 20 Uhr und sonntags
verkaufen zu dürfen. Solidarisch mit Kauf-
hof erklärten sich bisher unter  anderem
Mediamarkt, Tengelmann und das Ifo-
Institut.
Erst im Frühling dieses Jahres waren die
Öffnungszeiten am Samstag auf 20 Uhr
verlängert worden – alles nur für Wirt-
schaftswachstum und Wettbewerbsfähig-
keit unseres Landes. Falls sich trotz des pa-
triotischen Pathos noch eine Minderheit
unbotmäßiger Angestellter finden sollte,
die Arbeitszeitverlängerung nicht hinneh-
men ... für den Fall wurde jüngst ein noch
größeres Reservoir geschaffen: Leiharbeit,
gegebenenfalls auch erzwungen. So ersetzt
Real seine Angestellten samstags von 16
bis 20 Uhr durch LeiharbeiterInnen.

LadenschlussLadenschlussLadenschlussLadenschlussLadenschluss

Für Mitte Dezember sind erste Tarif-
verhandlungen in der Metall- und Elektro-
industrie zu erwarten, von denen 3,5
Millionen Menschen betroffen sind.  Der
Vorstand der IG-Metall empfiehlt, sich auf
eine Lohnerhöhung von vier Prozent zu
beschränken. Der Regionalverband der
IGM in Thüringen hat sich dieser Position
bereits angeschlossen. Endgültig festgelegt
aber werden die Forderungen Ende
November vom Vorstand selbst. Recht
bescheiden nimmt sich das aus, hatte man
doch selbst während der Rezession von
1982 (-0,8% Wachstum) noch 4,2%
erwirkt, und 2002 6,5%.
Der Unternehmerverband Gesamtmetall
aber schreit auf. Schließlich wären wegen
des Tarifvertrags von 2002 mehr als
100.000 Arbeitsplätze (2,7%) vernichtet
worden. Dass damit auch eine Produk-
tivitätssteigerung (etwa 2%) in Verbindung
stehen könnte, fällt unter den Tisch.

Bescheidene BürokratieBescheidene BürokratieBescheidene BürokratieBescheidene BürokratieBescheidene Bürokratie
Arbeitsplätzen – sonst werden bald noch
Güterzüge überfallen, wie es Arbeitslose in
Polen tun. So ist die Rede vom Auf-
schwung nicht nur Bauchpinselei der
Regierenden, sondern vor allem die
Schimäre des Weihnachtsmanns für die
abhängige Bevölkerung: nur brave Kinder
bekommen gewiss (lies: vielleicht) Ge-
schenke.  Dass mit einem Wirtschaftsboom
nicht automatisch die soziale Krise der
Arbeitslosigkeit beendet ist, demonstrierte
vor ein paar Jahren die new economy.
Wie der betrachtete Sachverhalt nun
bewertet wird, hat viel mit Ideologie und
Legitimation, mit Durchhalteparolen zu
tun. Etwa der „Exportweltmeister Deutsch-
land“, der so sportlich und dynamisch
dahergetragen wird. Weniger glorreich und
erhebend mag man dies als Schwäche des
bundesdeutschen Binnenmarktes, als
unsere leeren Taschen beschreiben.
Beide Alternativen, die rechte wie die linke,
die Verelendung um der Nation willen wie
die Almosen des Binnenmarkts wegen –
keines der Menüs schmeckt wirklich! Es
ist eine karge Vorstellung vom Leben, die
nichts zu bieten hat als höhere Lohnschecks
und mehr Konsumfreiheiten. Denn die
stille Verzweiflung des Alltags und die
Einsamkeit vor der Glotze, patriarchale
und rassistische Machtambitionen be-
drängen uns, entmenschlichen die Gesell-
schaft auch in der schönsten Wirtschafts-
wunderzeit.
Anzusetzen gilt es also nicht nur bei den
direkten wirtschaftlichen Interessen.
Solange nicht auch dem Autoritarismus
samt den Auswüchsen der Ohnmacht   die
Stirn geboten wird, kann von einer
Verbesserung der Situation nicht ge-
sprochen werden; höchstens von neuer
Privilegierung. Und, wer will sich schon
im Kreise drehen...? Also, auf zum
politischen, zum sozialen Streik!          (A.E.)

1) Schröderzitate, falls nicht anders gekenn-

zeichnet aus der Rede auf dem SPD-Parteitag in

Bochum am 17. November 2003.

2) Schröder im Interview mit vorwärts, 25.10.03

3) R. Rocker: Organisation und Freiheit. Aus:

Aufsatzsammlung, Bd. 1 (1919-33).

Regierungsfähigkeit zähltRegierungsfähigkeit zähltRegierungsfähigkeit zähltRegierungsfähigkeit zähltRegierungsfähigkeit zähltFortsetzung von Seite 8

Die SPD bleibt sich treu: 1878 Sozialis-
tengesetz – strikt obrigkeitlicher, parlamen-
tarischer Kurs; 1906 Massenstreikresolu-
tion des Parteitags missachtet; 1914 Zu-
stimmung zum Kriegskurs; 1918 Ebert-
Groener-Pakt „Wenn der Kaiser nicht
abdankt, dann ist die soziale Revolution
unvermeidlich. Ich aber will sie nicht, ja,
ich hasse die Revolution wie die Sünde.“,
Noske zerschlägt die Münchner Räte-
republik; 1959 Godesberger Program;
1968 Notstandsgesetze; 1999 Kosovo-
Krieg; 2003 „Agenda 2010“...

Am 11. September 2003 waren nahezu
10.000 Bergleute aus Schlesien in die
Hauptstadt Polens gekommen, um gegen
die Stillegung zahlreicher Minen zu
protestieren.
Die Regierungsmaßnahme, seit Ende 2002
publik, würde 30.000 ArbeiterInnen
betreffen. Daraufhin hatten 92 Prozent der
Kumpel für einen branchenweiten Gene-
ralstreik gestimmt, woraufhin die Regie-
rung den Rückzug antrat – strategisch.
Im Herbst 2003 nun kamen die Betrof-
fenen der (EU-konformen) Politik nach
Warschau. Sie griffen zuerst das Gebäude
der regierenden sozialdemokratischen
Partei SLD an, danach das Wirtschafts-
ministerium.

Es ist nicht
so, dass auf
den Trans-
parenten der
ArbeiterIn-
nen anarchi-
stische Lo-
sungen ste-
hen würden.
Aber blind,

wer nicht die neue Dynamik in dieser
Bewegung sieht, die Impulse der Basis und
die wachsende Solidarität sowie die
Radikalisierung der Forderungen und der
Aktionsformen.
Die Ereignisse zeigen, dass die ArbeiterIn-
nen zunehmend besser organisiert sind und
sieh nicht einschüchtern lassen.           (A.E.)

Krieg der KlassenKrieg der KlassenKrieg der KlassenKrieg der KlassenKrieg der Klassen
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Wie passend, dass nach Willen der Demoleitung nicht gegen
Unileitung und Studiengebühren demonstriert werden sollte,
schließlich heißt der Semesterbeitrag ja schon Studiengebühr.

Auch in München, wo zwischen 20.000 (Tagesschau) und
40.000 (Veranstalter) auf die Straße gingen, war zwecks
Bündnisfähigkeit der Protest gegen „das kontrovers diskutierte
Thema“ Studiengebühren und Sozialabbau nicht gern gesehen (2).

Obwohl Bayern zusammen mit anderen CDU-geführten
Bundesländern Klage vor‘m Bundesverfassungsgericht gegen das
Verbot allgemeiner Studiengebühren eingereicht hat und der neue
Wissenschaftsminister Goppel im Wintersemester 2004/05
zwischen 400 und 600 Euro Studiengebühren einführen will.

Ebenso wie in Hessen, wo Roland Koch mit seinem radikalen
Sparprogramm „Operation Sichere Zukunft“ den Sozialabbau
forciert und mit dem Studienguthabengesetz (StuGuG) ab
nächstem Semester(!) Verwaltungsgebühren (50 Euro), Langzeit-
(zwischen 500 Euro im 12.Semester und 900 Euro ab dem
14.Semester) und Zweitstudiengebühren (1500 Euro) einführen
will. Damit hat er sich nicht nur eine Demonstration gegen
Sozialabbau am 18.11. mit „antikapitalistischem Block“, sondern
auch einen Studistreik eingehandelt. Dieser nahm am 4.11. in
Frankfurt seinen Anfang und hat inzwischen Marburg, Kassel und
Gießen erreicht. Auf der Frankfurter Vollversammlung wurde

Roland Koch ein Hausverbot erteilt. Der Ministerpräsident schien
dieses demokratische Votum allerdings nicht akzeptieren zu können
und brach das Hausverbot, indem er im benachbarten
Senckenbergmuseum anlässlich dessen Wiedereröffnung eine Rede
hielt. An die 3000 Studierende besetzen Ein- und Ausgänge und
bevölker ten die umliegenden Straßen. (3) Allein durch
Gewalteinsatz der Polizei konnte er das Museum nach dreistündiger
Belagerung verlassen, musste seine Limousine zurücklassen und
mit einem Einsatzfahrzeug der Polizei „in Sicherheit“ gebracht
werden. Dabei wurden mehrere Studenten durch Schlagstöcke der
Polizei leicht verletzt.

Da diese Aktionsidee so gut war, belagerten am 21.11. in Berlin
200 Leute, darunter an die 100 Studierende der Humboldt-
Universität, Wowereit in einem Restaurant, bis sie von der Polizei
weggetragen wurden. Wenn das nicht zur Anarchie führt…

Am 25.11. wurde in Berlin für mehr als 24 Stunden das Büro
des Wissenschaftssenators Flierl (PDS) und darauf die PDS-
Bundesgeschäftsstelle besetzt. Die Studiosi bringen die PDS damit
ganz schön ins Schwitzen. Wie soll sie ihre dialektische
Herangehensweise an das Problem erklären? Sowohl Sozialabbau
bekämpfen wollen und selbst Kürzungen durchführen, letztendlich
werden sie sich schizophrenerweise selbst bekämpfen müssen. Nicht
nur in Berlin, wo am 28.11. noch das Büro von Finanzsenator
Sarrazin besetzt wurde, auch in Niedersachsen wurde einem
Regierungsmitglied der Respekt verweigert: Studierende
verwandelten die Rundreise des Wissenschaftsministers Stratmann
an verschiedenen Universitäten in ein Debakel.

Nicht nur Aktionsideen, auch Slogans gehen um die Welt.
Der Leitspruch der Umsonstkampagnen (siehe Feierabend! #9)
„Alles für alle und zwar umsonst!“ wurde zu „Bildung für alle und
zwar umsonst!“ und tauchte auch am 12.11. in Hannover zur
Demonstration „Rettet die Bildung – Bildet die Rettung“ (22.000
TeilnehmerInnen) gegen
das Hochschuloptimie-
rungskonzept und die Kür-
zungspläne der nieder-
sächsischen Landesregie-
rung auf. Das war auch das
Radikalste, zumindest auf
der Internetseite www.
bildet-die-rettung.de, auf der beteuert wurde, dass mensch ja
mitumstrukturieren will, aber anders, und mehrmals beschworen
wurde, dass man friedlich demonstrieren wolle. Man hätte auch
gleich das Fronttranspi mit „Bitte, bitte, nehmt uns nicht ernst!“
beschriften können

Allein in Göttingen steht ein Sparvolumen von zwölf Millionen
Euro im Raum und damit die Schließung von Studiengängen und
ein massiver Stellenabbau bevor. Dagegen organisierte auch der
bürgerliche AstA (RCDS, ADF) und sein „Bündnis für ein starkes
Göttingen“ zwei Demonstrationen mit 2000 bzw. 8000
Teilnehmern und versprüht den eiskalten Charme der Standort-
Rhetorik: die Universität Göttingen müsse verschont bleiben und
dafür beispielsweise die Uni Vechta geschlossen werden.

Dagegen gründete sich das „Bündnis gegen Bildungsklau“
(www.bildungsklau.de um den „Widerstand von unten“ zu
organisieren. Es gab Vollversammlungen an vielen Fakultäten, auf
der Demo einen Lautsprecherwagen mit offenem Mikro (unter
der AstA-Bedingung, von dort nicht kritisiert zu werden) und eine
offene Mailingliste. Sie wollen Widerstand in Solidarität mit
anderen „Standorten“ leisten und den Zusammenhang zwischen
Bildungsabbau und Sozialabbau herstellen. Der Zwiespalt scheint

“Wo ist die Streikzentrale?”
Fortsetzung von Seite 1Fortsetzung von Seite 1Fortsetzung von Seite 1Fortsetzung von Seite 1Fortsetzung von Seite 1

Reclaim the streets 27.11. Berlin

Demo 22.11.

Berlin

27.11. Repression in Hamburg
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inzwischen (wie auch immer) gelöst zu sein: in Göttingen wurde
inzwischen ein Streik beschlossen, in der entsprechenden
Pressemitteilung stehen beide Gruppierungen einträchtig
nebeneinander

Die Standortrhetorik ist allgemein ein großes Übel bei
StudentInnenprotesten, wenn sich der Blick der Protestioerenden
auf das eigene Lokale und die eigenen Interessen fixiert und
ignoriert was anderen sozialen Schichten und an anderen Orten
passiert, wenn mensch sich für den Standort Deutsch-
land stark macht , weil man selbst ja das beste Kapital
dafür wäre. Das ist Selbstzurichtung par excellence. Auch
der Leipziger StuRa meint in seiner Solidaritätserklärung
er müsse sich Sorgen um den Standort Deutschland
machen. Den Zacken aus der Krone haut da aber die
selbstentmündigende Äußerung „Bildung ist die
Aufgabe des Staates“. Hat schon jemand nen Staat neben
sich im Hörsaal gesehen? Eben!

Zurück nach Göttingen: Bei der ersten inoffiziellen VV soll
die inhaltliche Basis noch recht dünn gewesen sein, so wurde
sowohl jemandem applaudiert, der die Zusammenarbeit mit der
Hochschulleitung forderte, wie auch jemandem, der diese
kategorisch ausschloß, weil sie für Studiengebühren wäre.
Allgemein sind die Hochschulleitungen schlicht der Verwalter des
Unternehmens Hochschule und somit um dessen Wohlergehen
und nicht das der Studierenden besorgt. So werden sie folgende
Fragen meist mit Ja beantworten: Studiengebühren, wenn es der
Uni zu Gute kommt? NC und frühzeitige Selektion, wenn dadurch
die Uni profiliert wird? Weg mit den LangzeitstudentInnen, damit
die Statistik besser aussieht?

Einem Streik oder Protest, der sich selbst an die Zustimmung
oder das Wohlwollen der Hochschulleitung kettet, sind von vorne-
herein die Zähne gezogen um Druck auszuüben. Mit kreativen
und öffentlichkeitswirksamen Aktionen (wie die Bildung zum x-
ten Mal zu Grabe zu tragen oder baden gehen zu lassen) alleine,
wird keine gesellschaftliche Auseinandersetzung gewonnen.

In Halle gab es am 18.11. eine Vollver-
sammlung mit 500 Leuten, die eine
Resolution (4) zum geplanten neuen
Hochschulgesetz und Hochschulstruktur-
gesetz verabschiedeten und für den 20.11.
einen Warnstreik beschlossen. Dies alles
geschah im Rahmen eines sachsen-
anhaltinischen Protesttags gegen die
Landeshochschulpolitik. Für den 8. bis
12.12. wurden Warnstreiks beschlossen.
Auch in Hannover soll in dem Zeitraum
eine Aktionswoche veranstalten.

Ob in Leipzig ein nennenswerter und
ernstzunehmender lokaler Protest in Gang
kommt, wird sich erst in den nächsten
Tagen und Wochen zeigen. Ein solcher
entsteht natürlich nicht aus dem Nichts
und auch nicht durch Abschieben der

Rektoren kürzen!Rektoren kürzen!Rektoren kürzen!Rektoren kürzen!Rektoren kürzen!
Franz Häuser bleibt also weiterhin Rektor der
Universität Leipzig. Nachdem er die Stelle des
zurückgetretenen Volker Bigl einnahm, wurde er nun
regulär gewählt. Im Universitätsjournal vom Nov-
ember verspricht er uns eine neoliberale und
anpaßlerische Bildungspolitik: die Angleichung der
Studierendenzahlen an die immer wieder gekürzten
Lehrkapazitäten, was eine Verschärfung des Numerus
Clausus und der Selektion bedeutet. Weiter steht er
für die schnelle Umsetzung der Bologna-Beschlüsse
(siehe auch FA! 8 & 9), und damit Bachelor und
Master in allen Studiengängen. Und schließlich will
er die Einwerbung von Drittmitteln steigern und
damit die  Abhängigkeit wissenschaftlicher Forschung
von Wirtschaftsunternehmen befördern. Da fragt
mensch sich, wozu braucht es eigentlich Kanzler und
Rektoren? Für Bildung, wahrscheinlich genausowenig
wie Staat und Markt.                  KATER

Häuser räumen!

Verantwortung an die  Studierendenvertretung, sondern durch
aktive Teilnahme möglichst vieler Studierender. Gründe gibt es
jedenfalls genug, seien es die Kürzungen der Zuschüsse für die
Studentenwerke und damit die Erhöhung der Mensapreise bzw.
des „Semesterbeitrags“, die Teilnahme Sachsens an der Klage für
allgemeine Studiengebühren oder die zwangsexmatrikulation nach
dem 13. Semester. Und es ließen sich sicherlich noch weitere
Gründe finden.

Viel Zeit zur Vorbereitung ist nicht mehr. Auf einem
Koordinierungstreffen Ende November  wurden nämlich für den
13.12. ein europaweiter(5) dezentraler Aktionstag und drei
Demonstrationen beschlossen, zu denen bundesweit mobilisiert
wird: in Frankfurt, Berlin und Leipzig.      Stand: 30.11.   KATER

mehr und aktuelle Informationen auf http://de.indymedia.org

(1) http://www.refrat.hu-berlin.de/sowi/alle/allenews/vvbeschluss.html

(2) www.denkstop.de; zudem kreuchten auf bayrischen Demos Burschen-

schafter, eine Deutschlandfahne, Transparente mit Slogans wie „Wir sind

Deutschlands bestes Kapital“; siehe auch http://www.jungle-world.com/

seiten/2003/48/2107.php.

(3) eine andere Version spricht vom Blockieren seiner Limousine

(4) Resolution VV Halle http://www.stura.uni-halle.de

(5) Es waren auch AktivistInnen aus anderen europ. Ländern anwesend

Demo 20.11. in München
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„Das kann nur heißen:
Räumung.“

Halb acht Uhr abends in der Connewitzer
Leopoldstraße: Einige Jugendliche  sind da-
bei, ihren Frust an Autoscheiben abzulas-
sen. AnwohnerInnen rufen die Polizei. Die-
se rückt kurz darauf mit 19 Beamten und
einer Beamtin an, um die „KFZ-Schäden
zu überprüfen“. Zwei „Tatverdächtige“
werden verhaftet, einige Freunde holen
derweil Hilfe aus dem nahegelegenen
Conne Island. Kurz darauf sind 20 Leute
in der Leopoldstraße und attackieren die
Einsatzkräfte mit Steinen. Nach dem
Verlust ihrer Frontscheibe fühlt sich
Polizistin Oertel derart bedroht, dass sie
scharf schießt: Daniel H. (17) wird in die
Hüfte getroffen. Die Einsatzkräfte ziehen
sich zurück. Es ist 22.35 Uhr.
Die Kunde, dass die Polizei auf Menschen
schießt, verbreitet sich in Connewitz wie
Tabasco im Mund. Die Gerüchteküche
trägt ihren Teil dazu bei: Die Räumung
sämtlicher besetzten Häuser stehe bevor,
und ähnliches. Bald steht auf der Leopold-
straße die erste Barrikade, es folgen weitere
auf derW. Heinze- und der Stöckartstraße
(„Stö“). Währenddessen sammeln sich am
Connewitzer Kreuz drei Hundertschaften
Bereitschaftspolizei aus Leipzig, Halle,
Dresden und Chemnitz. Brutale Personen-
kontrollen werden durchgeführt, „der
Linken Szene zuzurechnende Personen“
verprügelt oder verhaftet. Ein Nazi-Mob
rottet sich derweil unbehelligt am gleichen
Ort zusammen.
Gegen 24 Uhr dann die ersten Steinwürfe
auf die Einsatzkräfte: Die „Ordnungs-
hüter“ schlagen zurück – mit Knüppeln,
Wasserwerfern, Tränengas, Nebelgranaten
und Hunden werden die circa 200 „Störer“
die Bornaische Straße, Richtung Süden
gedrängt. Schaufensterscheiben gehen zu
Bruch, einiges wird geplündert. Auch Nazis
sind jetzt auf einmal dabei, teils gegen die
Polizei, auf jeden Fall aber gegen die
Linken. An den Barrikaden macht mensch
sich daran, diese anzuzünden. Die Wasser-

werfer verbrauchen 20.000 Liter und
können problemlos im Werk II aufgetankt
werden.
Als  sich die Polizei dem ZORO nähert,
bricht dort Panik aus:
Einige wollen fliehen,
andere den Zugang
dichtmachen. Ein paar der
auf der Straße gehetzten Leute fliehen ins
Haus, was von Grün-Weiß zum Sturm
genutzt wird: Ohne Vorwarnung werden
die Türen zertrümmert und soviele Leute
verhaftet, wie in die Gefangenenbusse
passen. Diese werden draußen noch einem
Spießrutenlauf mit gezielten Schlägen auf
den Kopf ausgesetzt.
Die ganze Nacht über sind Greiftrupps der
Polizei im Viertel unterwegs, Feuerwehr
und Sanitäter arbeiten auf Hochtouren. Bis
zum offiziellen Ende der Aktion um 4:18
Uhr gibt es nur noch sporadischen
Widerstand. Von einer Erstürmung der
Stö-Barrikade sieht die Einsatzleitung aber
ab – ein kleiner Tri-
umph für die Beset-
zerInnen.
Die Bilanz am nächs-
ten Morgen sieht trü-
be aus: 42 Verhaf-
tungen, ca. 1 Million
DM Sachschaden,
viele Verletzte und
Schwerverletzte. Da-
runter Daniel, der die
nächsten Wochen auf
der Intensivstation
verbringt.
Es bleiben einige Fra-
gen offen: Warum waren Bereitschafts-
polizei und Feuerwehr schon Stunden vor
dem Krawall in Alarmbereitschaft? Warum
braucht die Polizei 20 Leute zur „Über-
prüfung von KFZ-Schäden“? Und welche
Rolle spielten die Nazis bei der Sache? -
Spekulation. Fakt ist, dass nach den
Ereignissen des 27./28. November eine

Diffamierungskampagne gegen die alter-
native Leipziger Szene startet, die jetzt
meist mit „kriminell“ titulier t wird.
Polizeistreifen fahren von nun an im
Schritttempo durch Connewitz und
sämtliche reaktionär-konservativen Kreise
haben ihren Senf dazuzugeben. Faschistisch
anmutende Forderungen, die „Ratten“
endlich alle zu „erschießen“, halten
unkommentiert Einzug in die Tagespresse.
Die Obrigkeit nutzt die öffentliche Hetze

geschickt aus: Herr Tschen-
se, damals Leiter des Woh-
nungsamtes und heute

inoffizielle Nummer Zwei der Stadt-
politik, kommentiert süffisant: „Ob die
ihre Häuser rot, grün oder blau anmalen,
ist mir egal. Aber wer nachts Autos
anzündet und das alternativ findet, gehört
in eine Kohlengrube. Das kann nur heißen:
Räumung.“
Geräumt wird dann letztlich doch nur ein
Haus in der Leopoldstraße, und das auch
noch illegal. Die Stadt stellt den Bewohner-
Innen nach einer Weile die Braustraße 12
zur Verfügung. Auch die Alternative
Wohnungsbaugenossenschaft Connewitz
(AWC) und andere Gruppen können
durch ausdauernde Verhandlungen die
Lage wieder konsolidieren.

Folgenschwer bleibt allerdings die
Durchsetzung der berüchtigten „Leipziger
Linie“ von Seiten der Stadtverwaltung:
Neue Besetzungen werden ab jetzt auf
keinen Fall mehr toleriert. Die glorreiche
Ära der wilden Squats geht auch in Leipzig
für‘s erste zu Ende.

soja

„Was soll die Toleranz?“
Teil II der Connewitz-Story -Teil II der Connewitz-Story -Teil II der Connewitz-Story -Teil II der Connewitz-Story -Teil II der Connewitz-Story -

Über eine Nacht vor 11 Jahren, nach der ziemlich vielÜber eine Nacht vor 11 Jahren, nach der ziemlich vielÜber eine Nacht vor 11 Jahren, nach der ziemlich vielÜber eine Nacht vor 11 Jahren, nach der ziemlich vielÜber eine Nacht vor 11 Jahren, nach der ziemlich viel
anders war, als vorher.anders war, als vorher.anders war, als vorher.anders war, als vorher.anders war, als vorher.

Die Bullen schießen, denn zum schießen sind sie da.Die Bullen schießen, denn zum schießen sind sie da.Die Bullen schießen, denn zum schießen sind sie da.Die Bullen schießen, denn zum schießen sind sie da.Die Bullen schießen, denn zum schießen sind sie da.

Die Stöckartstraße ganz friedlich...
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Große und starke Gewerkschaften sind für das relevante Kapital, also
die Großindustrie, extrem wichtig. Wobei die Stärke, die sie an der
Gewerkschaft bevorzugen, die gegenüber den Arbeitern ist. Die
Gewerkschaft als staatlich reglementierter und alimentierter
Gesprächspartner ist damit ein wichtiger Stabilitätsfaktor. Die wilden
Streiks sind nicht nur verboten, sondern ihnen wird durch die
Gewerkschaft selbst die Spitze genommen, indem man eine Art
Mediation betreibt. Die Gewerkschaften geben nicht nur vor, sondern
vertreten bei kostenneutralen Forderungen oder dem Aufschwung-
gefasel die gesellschaftlichen Gesamtinteressen, wie auch der Staat.
Das vollzieht sich immer in Rücksicht auf die angeblich schwierige
Lage der Unternehmen. Sei es, dass der Aufschwung gerade nicht
gefährdet werden dürfte, oder man gerade in der Krise keine
überzogenen Forderungen stellen dürfe. Da ist viel „Verantwortungs-
bewußtsein“ für die Lage der Nation gefragt. Wenn man also weder
beim Aufschwung, noch in der Krise ohne die Unternehmen zu
gefährden seine Forderungen stellen darf, dann darf man sie überhaupt
nicht stellen. In diesem Dilemma zwischen müssen und nicht dürfen,
findet das Aufweichen und Reduzieren der Forderungen bis zur
Unkenntlichkeit statt. Wieder ein Widerspruch der Gewerkschaften,
den sie nicht lösen können, ohne sich wirklich positionieren zu
müssen. Man kann nicht die weltwirtschaftliche Lage und die der
Nation im besonderen betrachten und die Interessen der Arbeiter
vertreten wollen, da die Lage der Nation, die der hier erwirtschafteten
Profite ist. Dies ist eigentlich Aufgabe des Staates und nicht der
Gewerkschaft. Aber besonders in der BRD finden sich die
Gewerkschaften, gerade auch in der Geschichte zu sehen, darin
wieder, als Interessenvermittler zwischen Unternehmern und
Arbeitern Staatsfunktionen ausüben zu wollen. Je grös-
ser das Kapital, um so besser sind Gewerkschaf-
ten für sie, da sie relativ einfach die
moderaten Lohnforderungen be-
dienen können und auch
sonst ein anderes Inter-
essengewicht bei Ver-
handlungen haben als ein Mittelständler. Sie profitieren von
Flächentarifverträgen, die die Gleichheit der Verhältnisse oder gerade
die Ungleichheit (z.B. Ost/West) zementiert. Tarifverträge werden
auf mehrer Jahre geschlossen und garantieren so lange Planungs-
sicherheit. Einmal solch einen Vertrag geschlossen, kann man schlecht
nächsten Monat mehr Lohn fordern. Hier greifen wieder gewisse
gesetzliche Stillhaltefristen u.ä.. Man sollte in diesem Zusammenhang
auch das bundesdeutsche Tarifrecht ansehen, welches geradezu eine
Knebelung der Aktionsformen und Forderungen der Gewerkschaften
ist, im Sinne der Stabilität, also letztendlich der Profite. Die Tarifver-
handlungen müssen(!) zum Beispiel mit einem Ergebnis enden. Im
Zweifelsfalle wird ein staatlicher(!) Vermittler eingeschaltet. Und das,
obwohl der Staat dem Bürger als neutrale Vermittlungsinstanz gilt

und nicht als Vertreter des nationalen
Kapitalgesamtinteresses. Um es noch
einmal zu bemerken, die Betrachtungen
sind auf Mitteleuropa und insbesondere auf die BRD bezogen . Bei
einer weltweiten Betrachtung, z.B. China, würde dies total andere
Ergebnisse hervorbringen. Dort gibt es die halbstaatlichen Gewerk-
schaften, welche die der Unternehmer genannt werden und die der
Arbeiter, Untergrundorganisationen mit ihren eigenen Publikationen
und Strukturen. Also allgemein betrachtet, finden wir hier nicht nur
eine Interessenvertretung der Arbeiter, sondern eine Gemengelage
verschiedenster Teilinteressen. Vom Resultat her aber ist zu sehen,
dass die Interessengegensätze in rechtliche und formale Verlaufsformen
gegossen sind. Wie die bürgerlichen Globalisiserungsgegner eine
Verrechtlichung auf internationaler Ebene verlangen, so haben wir
eine Verrechtlichung kontradiktorischer [logisch widersprüchlicher,
Anm. d. R.] Interessen: Arbeiter und Unternehmer. Die Gewerk-
schaft als rechtlich alimentierte Vertreterin der Interessen ihrer Arbeiter
ist Teil dieses Systems. Wie der einzelne Arbeiter als Bürger Teil des
bürgerlichen Systems ist, so bewegt sich die Gewerkschaft auch streng
innerhalb der rechtlichen Grenzen. Sie ist ein wichtiges und unver-
zichtbares Instrument zur Sicherung des sozialen Friedens. Das ist
ihre Existenz und ihre Aufgabe, diese muß sie sichern. Was z.B. gerade
in Italien geschah, der Protest der Gewerkschaften gegen ein, sie nicht
selbst betreffendes Gesetz – was dem Präsidenten der Republik eine
bestimmte erweiterte Immunität bzgl. juristischer Strafverfolgung
sichert – ist hier in der BRD nicht denkbar. Weder darf sich eine
Partei im Unternehmen betätigen, noch darf sich eine Gewerkschaft
politisch betätigen. Das letzteres in diesem Land doch passiert, ist
nur Ausdruck dafür, dass sich Ökonomie und Politik überhaupt nicht
trennen lassen. Diese Trennung aber ist im bürgerlichen Bewußtsein
angelegt. Der Staat, als das Politische, hat die Interessen aller, des
Allgemeinen, zu vertreten und neutral zu sein. Das Ökonomische,
als die Unternehmen, findet im Politischen nur seine Rahmenbe-
dingungen. Das Ökonomische ist das Private, da hat der Staat nicht
reinzureden. Das ist nicht nur die Ansicht neoliberaler Ökonomen,

sondern reicht über den liberalen Flügel bis weit in die Arbeiterschaft
hinein. So ist Generalstreik auch klar ein politisches Instrument, reicht
er doch in die Sphäre des Allgemeinen hinein und beeinträchtigt das
Gemeinwohl, die Nation. Er macht, als Praxis, darauf aufmerksam,
dass es gemeinsame Interessen und viel Verbindendes unter den
Arbeitern gibt. Diese Streikform macht nur Sinn, wenn ein
Mindestmaß an Verständigung gegeben ist und solidarisches
Verhalten, also das praktische Bewußtsein gemeinsamer Interessen.
Das kann vom Staate und den Unternehmen nicht gewünscht sein,
ist doch sonnenklar. Darum ist er hierzulande, auch wegen den
Erfahrungen im Ersten Weltkrieg, verboten. Nun ist auf keinen Fall
gesagt, das Generaltstreik alleine schon die Verhältnisse verändern
würde, Italien sähe sonst schon anders aus, aber er wäre ein Anfang.

Gewerkschaft 2010 Gewerkschaft 2010 Gewerkschaft 2010 Gewerkschaft 2010 Gewerkschaft 2010 (TEIL 2)(TEIL 2)(TEIL 2)(TEIL 2)(TEIL 2)

Zur Lage und Funktionsweise der Gewerkschaften in der BRD heuteZur Lage und Funktionsweise der Gewerkschaften in der BRD heuteZur Lage und Funktionsweise der Gewerkschaften in der BRD heuteZur Lage und Funktionsweise der Gewerkschaften in der BRD heuteZur Lage und Funktionsweise der Gewerkschaften in der BRD heute

Es folgt die Fortsetzung des Artikels aus dem letzten Heft. Die vorhergehende Lektüre desEs folgt die Fortsetzung des Artikels aus dem letzten Heft. Die vorhergehende Lektüre desEs folgt die Fortsetzung des Artikels aus dem letzten Heft. Die vorhergehende Lektüre desEs folgt die Fortsetzung des Artikels aus dem letzten Heft. Die vorhergehende Lektüre desEs folgt die Fortsetzung des Artikels aus dem letzten Heft. Die vorhergehende Lektüre des
ersten Teils wird dringlich empfohlen.ersten Teils wird dringlich empfohlen.ersten Teils wird dringlich empfohlen.ersten Teils wird dringlich empfohlen.ersten Teils wird dringlich empfohlen.
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Es hängt auch direkt von seiner Länge ab, was in ihm als
Bewußtseinsprozeß in den Köpfen der Arbeiter passieren wird.

1.4. Gesamtgesellschaftlicher Zusammenhang1.4. Gesamtgesellschaftlicher Zusammenhang1.4. Gesamtgesellschaftlicher Zusammenhang1.4. Gesamtgesellschaftlicher Zusammenhang1.4. Gesamtgesellschaftlicher Zusammenhang
Wir haben also gesehen, dass die Gewerkschaften als allgemeine
Institution der gesellschaftlichen Stabilität die Interessen sowohl von
Unternehmen, Arbeitern und Staat vertreten. Dies natürlich in unter-
schiedlichem Maße und abhängig von den jeweiligen Bedingungen
und Kräfteverhältnissen. Was aber (gleich) bleibt, ist, dass hier
bürgerliche Interessen aller Seiten geschützt und vertreten sind. Wie
der Staat im Allgemeinen, sichert die Gewerkschaft bezüglich der
Interessengegensätze Arbeiter und Unternehmer die Stabilität im
Besonderen. So werden aber nicht nur die Bürgerrechte, wie das
persönliche Eigentum der Arbeiter, erhalten, sondern das private
Eigentum überhaupt. Mit diesem wird ebenso das Privateigentum
an Produktionsmitteln gesichert. Sofern sich also die Tätigkeit der
Gewerkschaft auf den oben skizzierten Möglichkeitsraum beschränkt,
ist sie Vertreterin der bürgerlichen Interessen des Arbeiters, also seiner
Interessen als Bürger des Staates. Hier steckt ein wichtiger Ansatz
zum Verstehen. An dieser Stelle decken sich die Interessen des Bürgers
mit dem Staat: Rechtssicherheit, Ruhe, Ordnung und privates
Eigentum. Das ist das Bett des Prokrustes (3), in das sich unser
Arbeiter nun gebettet hat. Es ist sehr wichtig, hier etwas festzuhalten,
insbesondere gegen die traditionslinken Vertreter des heeren
Arbeiterbildes: Als Bürger hat der Arbeiter die gleichen Interessen
wie der Staat. Es gibt keine ‚wirklichen‘ oder ‚wahren‘ Interessen (4)
der Arbeiter, sondern nur die, die sie halt haben. Es sind Menschen
in der Realität, die diese als menschliche Realität produzieren, und
sei sie auch unmenschlich. Der soziale Frieden garantiert den
geregelten Ablauf, mit mehr oder minder asymmetrischen, aber doch
Vorteilen für alle. Als Arbeiter hat der Mensch ‚an sich‘ aber durchaus
sich widersprechende Interessen. Auf der einen Seite will er sein
bisschen Hab und Gut nicht verlieren. Er möchte einen wie auch
immer gerecht gerechneten Lohn haben, um dies zu erhalten. Dafür
schimpft man ihn schon einmal als Besitzstandswahrer und unsoli-
darisch mit denen, die keine Arbeit haben. Diese Beschimpfungen
gelten zwar offiziell der Gewerkschaft, treffen aber den Arbeiter, deren
Interessen sie vertritt. Kommt „seine“ Firma in Schwierigkeiten, so
verzichtet er schon mal gerne auf Lohn und hofft, dass dies helfen
wird. Sein Sinnen und Trachten ist auf den Erhalt seines Arbeitsplatzes
gerichtet, damit auf den Erhalt seines Einkommens, damit auf seine
Existenz als Bürger. Das wird jeder verstehen. Aber eigentlich
widerspricht er seinen eigenen Interessen, da er selbst und „freiwillig“
seinen Lohn senkt. Aber die Angst der Menschen, ihre Unsicherheit,
ist ein wirkmächtiger sozialer Faktor. Auf der anderen Seite sieht er
auch Fernsehen und weiss um die enormen Profitsteigerungen. Die
Inflation-Deflation und die schleichend steigenden Preise fressen den
Lohn auf über kurz oder lang. Es ist ganz klar, wenn er sein bisheriges
Niveau zumindest halten will, dann muß er mehr Lohn verlangen.
Im schlimmsten Falle wird er arbeitslos und nach einer Schonfrist
schließlich als Sozialhilfeempfänger Freiwild für jeden noch so
schlechtbezahlten Job. Selbst dann erhält er sich noch  ein Mindestmaß
an Würde und Einkommen als Bürger. Er sieht die gigantischen Pro-

fite, den Reichtum, die überquellende Masse an Waren um sich herum.
Er weiss, welche grosse Rolle der Vertrieb in seiner Firma spielt, wie
in allen Unternehmen, die versuchen ihre Waren loszuwerden. Aber
er wird sich tendenziell immer weniger davon legal aneignen können,
obwohl er schon jetzt verzichtet und mehr arbeitet. Dies endlich ist
die Sollbruchstelle zwischen Arbeiter und Bürger. Hier bekommt die
ganze, durch Werbung und Ideologie aufgeladene Scheinwelt ihre
ersten ernsten Kratzer. Die Bedingungen, auf die er als Bürger einge-
schworen ist, die er als seine eigenen verteidigt. Diese Bedingungen
drücken ihn selbst immer tiefer und werfen ihn tendenziell aus seiner
Bürgerrolle heraus. Diese Bürgerrolle spielt er auf einer immer kürzer
werdenden Klaviatur, wenn sein Budget schmilzt. Genau das, an was
er sich klammert und aus dem er sein Selbstbewußtsein zieht, sein
kleines bisschen Privateigentum. Genau jenes ist es, was ihn als
gesellschaftliche Macht, als Kapital knechtet. Aber das zu sehen, ist
ein langer schmerzhafter Prozeß, indem man sich selbst in Frage stellen
muß, seine Scheinbürgerlichkeit. Das Geheimnis der Ideologie ist,
dass jeder formal ein reicher Mensch sein könnte, aber real es nie
werden kann. Das Perfide daran ist, dass wir alle das wissen und
trotzdem die Hoffnung nicht verlieren, zumindest das, was wir haben,
zu retten. Aber weiter. Wir spüren, in einer Zeit der Rezession im
globalen industriellen Zyklus wird der Kampf härter um die Verteilung
des gesellschaftlichen Reichtums. Eigentlich hat der Bürger, der
Arbeiter ist, sowieso schon verloren. Aber die Menschen klammern
sich an die noch so kleine Hoffnung, dass es sie nicht trifft, bzw. dass
es nicht so schlimm werden wird, in Konkurrenz zu allen anderen.
Die ökonomische Realität, die auch bald in den Zentren
der Produktion wie hier in der BRD wieder eine so-
ziale Realität wird, ist fol- gende: Dass nun mal der
Arbeiter zwar ein formal gleicher Vertragspartner
zum Unternehmer ist, sich aber real in einer sozial

und ökonomisch ab-
solut unterlegenen
Position befindet.

Diese grundsätzliche Asymmetrie
ist Ausdruck des grundsätzlichen
Widerspruchs der unterliegenden
Produktionsweise, der jeden Tag

auf‘s Neue reproduziert wird. Und dies drückt sich entsprechend in
seiner Lohntüte und der Gewerkschaft aus.

1.5. Das Verhältnis der Gewerkschaft zum Arbeitskampf1.5. Das Verhältnis der Gewerkschaft zum Arbeitskampf1.5. Das Verhältnis der Gewerkschaft zum Arbeitskampf1.5. Das Verhältnis der Gewerkschaft zum Arbeitskampf1.5. Das Verhältnis der Gewerkschaft zum Arbeitskampf
Wir haben es also mit einer notwendigen Schieflage der Beziehung
der Gewerkschaften zu den Arbeitern zu tun. Dem einzelnen Arbeiter
steht dieser komplizierte Apparat gegenüber, der rechtskräftig seine
Interessen vertritt. Das ist das eine. Das andere ist auch das
Kräfteverhältnis, was auf die Gewerkschaften wirkt und sie
unabweisbar in die Defensive drängt. Kommen wir nun dazu, die
Funktionen der Gewerkschaft hierauf zu durchleuchten. Die Rolle
der Gewerkschaft ist jetzt eine konservativ erhaltende. Sie schützt
den sozialen Frieden und erhält damit natürlich auch die allgemeinen
Bedingungen für die Kapitalproduktion. Dabei wird aber immanent
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der Arbeiter als Arbeiter erhalten! Er wird weiter jeden Morgen zur
Arbeit gehen müssen, wie seine Kinder es in Zukunft tun müssen.
Sie sind schon seit ihrer Geburt potentiell kleine Arbeiter. Gleichzeitig
erhält die Gewerkschaft sich als die Organisation des institutionalisier-
ten Lohnarbeiterinteresses. Die Realbewegung heute zeigt aber, dass
sich ihre Lage  selbst weiter verschärft. Die Rolle und der Einfluß der
Gewerkschaften nehmen tendenziell ab. Dies sieht man am fallenden
Organisierungsgrad der Arbeiter sowie am schwindenden Einfluß auf
die klassischen Verbündeteten in der Politik. Die Gewerkschaften
mit ihrem schwerfälligen und etablierten Apparat, der auch noch
sein Eigeninteresse wahrt, sind grundsätzlich nicht aktionsfreudig.
Sie hindern die Arbeiter eher daran, spontan ihren Forderungen
Nachdruck zu verleihen. Diese
von gegen Aktion bis Gegen-
aktion reichende Qualität hat
man früher mal reaktionär ge-
nannt. Dies wird am Verhältnis
der Gewerkschaft zum Streik als
zwiespältiges deutlich. Streik ist
nun eines der wenigen starken
Mittel, welche die Gewerkschaft
überhaupt besitzt, neben z.B.
Demonstrationen oder anderem.
Es ist also notwendig und von der
Basis auch gefordert, dieses Mittel
einzusetzen. Aber die Gewerkschaft muß als alimen-
tierter Verhandlungspartner mit Rechtsfähigkeiten
seine eigene Verläßlichkeit unter Beweis stellen.  Und
zwar gegenüber den Arbeitern, damit sie sehen, dass
sich für sie mal etwas bewegt. Aber auch gegenüber
der bürgerlichen Gesellschaft, z.B. in Form des Staates,
dass ein vermittelnder und moderater Abschluß
gefunden wird, der die Verwertungsbedingungen des
Kapitals nicht stört. Dies ist der unentrinnbare Widerspruch der
Gewerkschaft in der bürgerlichen Gesellschaft, der mit Interessen-
vermittlung nur unzureichend beschrieben ist. Sie sind auch in der
widersprüchlichen Position, mit einem Streik die eigene Macht zu
demonstrieren, gegenüber den Unternehmern und den eigenen
Arbeitern, und doch im Rahmen der Spielregeln bleiben zu müssen.
Außerdem ist dem Streik immer die Gefahr der Unruhe virulent, die
die Gewerkschaft unter allen Umständen und mit allen Mitteln
unterbinden muß. Das sieht man sehr schön in der Geschichte. Aber
auch heute sind die sogenannten ‚Operettenstreiks‘ ‚ohne
Fernwirkung‘ schlagkräftiger Beweis aus der gesellschaftlichen Realität.
Die Arbeiter werden hierbei als Tariermasse benutzt und dürfen mal
ein Werkstor blockieren, während die Gewerkschaftsspitze laut eigenen
Aussagen die Automobilhersteller schon zwei Wochen vorher gewarnt
hat, damit diese sich Lagerbestände für den weiteren reibungslosen
Fortgang ihrer Produktion anlegen können. Die Arbeiter hingegen
benutzen die Gewerkschaft als Dienstleister - nicht mehr die Löhne
zu erhalten, sondern nun schon die Arbeitsplätze einfach zu sichern.
Koste es was es wolle, die Arbeiter werden es zahlen, wenn sie noch
können.

2. Ausblick2. Ausblick2. Ausblick2. Ausblick2. Ausblick -  -  -  -  - 2.1. Das Fanal2.1. Das Fanal2.1. Das Fanal2.1. Das Fanal2.1. Das Fanal
Wie um die allgemeinen Aussagen konkret zu belegen, ist das passiert,
was schon lange erwartet wurde. Unter dem Druck der von
Medienberichten flankierten konzertierten Aktion von Politik und
Industrieverbänden hat die IG-Metall die Segel gestrichen. Besonders
betrüblich ist dies, da diese zweitgrößte Einzelgewerkschaft der BRD
als eine der kämpferischsten galt. Also nicht mehr nur ein
Operettenstreik für eine Zahl ‚vor dem Komma‘, sondern die Aufgabe
des Arbeitskampfes selbst. Angetreten, die sozialen Kahlschläge zu
mildern und den Verfall des Sozialstaatsskelettes abzubremsen, war
die konkrete Forderung die 35h-Woche nach über 10 Jahren auch
endlich im Osten. Von Lohnangleichung war schon gar nicht die
Rede. Nun aber das katastrophale Desaster, nach rund 50 Jahren
einen Arbeitskampf um auch noch so rudimentäre Forderungen
aufzugeben. Die Metaller, die sich zum Kampf gestellt haben, werden
es ihren Bossen in Betrieb und Gewerkschaft zu danken wissen.
Vielleicht dämmert nun dem einen oder anderen, das die bestehenden
Gewerkschaften hierzulande nicht das richtige Mittel sind, um ihre
legitimen und bürgerlichen Interessen durchzusetzen. Sie sind
enttäuscht worden, generationenweise, spätestens seit dem Ersten
Weltkrieg und das zu recht. Dies ist der Beginn des Verfalls der
institutionalisierten Interessen und er kommt zur rechten Zeit. Die
Gewerkschaft schafft sich selber ab, so sie in dieser Zeit versucht sich
zu erhalten. Sie offenbart ihren augenblicklichen wirklichen Charak-

ter, für die Arbeiter keine Wirkung mehr zu haben.
Diese Widersprüche können den Arbeitern immer
schwerer vermittelt werden. Soll er immer für
Gemeinwohl, Aufschwung und Stabilität draufzahlen.
Schlechte Zähne für die bessere Weltwirtschaftslage?

2.2. Rahmenbedingungen2.2. Rahmenbedingungen2.2. Rahmenbedingungen2.2. Rahmenbedingungen2.2. Rahmenbedingungen
gewerkschaftlichen Handelnsgewerkschaftlichen Handelnsgewerkschaftlichen Handelnsgewerkschaftlichen Handelnsgewerkschaftlichen Handelns

Wie aufgezeigt, sind die Möglichkeiten der Wirkungsweise der
Gewerkschaft immer eingeschränkter, je knapper die Ressourcen
werden, die die Gesellschaft an die Lohnabhängigen zu verteilen hat.
In Zeiten der Niedergangsphase des industriellen Krisenzyklus ist auch
der Hebel über die Politik, hierzulande mit Namen SPD immer kürzer
geworden und macht eher seinerseits Druck, dass die Gewerkschaften
von Arbeits- und Lohnkämpfen absehen sollen. Was sie ja offensicht-
lich auch tun. Die Rahmenbedingungen der Politik für die Arbeiter
schmilzt mit sinkenden Profitmassen selbst dahin. Der Staat besitzt
eben nur den Gestaltungsspielraum, der durch Weltmarkt und
Profitrate gegeben ist. Ganz im Gegenteil muß der Staat die
gesetzlichen sozialen und ökonomischen Sicherheiten für die Lohn-
arbeiter abbauen, da diese ein Hindernis für das Halten der Profitraten
sind. Die Rahmenbedingungen des Handelns der Gewerkschaft ist
nun mal der bürgerliche Staat und damit direkt die Verwertungs-
bedingungen des Kapitals. Der Verteilungskampf scheint notwendiger
und gleichzeitig unmöglicher! Dies ist ein eklatanter Selbst-
widerspruch. Er ist schon so absurd, wie der Widerspruch zwischen
gesellschaftlichem Reichtum und sinkenden Löhnen, trotz der
gewaltigen Profitmassen. Wir sehen heute den ganz normalen
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Generalangriff auf das soziale System, welches die Profitrate noch
zusätzlich nach unten zieht. Was kann hier also die Gewerkschaft
tun? Es ist klar,  alles wird so weiterlaufen, wie bisher. Die Gewerk-
schaft kann nur bremsen nicht anhalten oder umkehren, denn dafür
ist sie gemacht. Im Gegenteil, sie wird den schwachen und seinerseits
unorganisierten Widerstand in ihre organisatorischen Strukturen
lenken und kanalisieren. Damit gerät die Gewerkschaft aber sowohl
in Widerspruch zu ihrer eigenen Klientel, als auch zu ihrer Funktion,
sie hat schlicht keinen Spielraum mehr! Wie gesagt, Arbeitskampf
wird nötiger, aber unter den schmelzenden Bedingungen unmöglicher.
Man kann nicht die Forderungen der Arbeiter gegen die Unternehmen
vertreten und gleichzeitig Kostenneutralität wahren, Streiks
veranstalten und den sozialen Frieden nicht stören. Sie hat es auch in
„guten“ Zeiten vernachlässigt, z.B. die gesetzlichen Arbeitszeiten von
56h pro Woche zu verändern. Die 35h Woche ist nur Tarifvertrag,
kein Gesetz! Hier hätte selbst in ihrer Beschränkung angesetzt werden
müssen. Dass die Arbeitslosen auf Grund der Borniertheit der
Gewerkschaften nicht vernünftig eingebunden wurden, wird sich noch
als schwerer Fehler erweisen. Selbst 1918, waren die Arbeitslosen-
komitees stärker organisiert als in den heute so gut ausgerüsteten
Gewerkschaftsapparaten.

2.3. Bürgerbewußtsein muß finanzierbar bleiben2.3. Bürgerbewußtsein muß finanzierbar bleiben2.3. Bürgerbewußtsein muß finanzierbar bleiben2.3. Bürgerbewußtsein muß finanzierbar bleiben2.3. Bürgerbewußtsein muß finanzierbar bleiben
Der Arbeiter kann nur ein Bürger sein, wenn er die entsprechenden
Möglichkeiten der Anteilnahme an dem gesellschaftlichen Reich-
tum hat. Das wäre der Zusammenhang und der Grund jeder So-
zialpolitik, zumindest den Schein dieser Möglichkeit aufrecht zu
erhalten, auch wenn er ständig mit der Realität kollidiert. Hart
formuliert ist die Bürgerlichkeit auf der rein ökonomischen Ebene
also ein angemessener Warenkorb. Mit genügend in der Tasche
folgt der ganze Sozialklimbim wie Haus, Auto, Kleidung und das
soziale Prestige als Bürgerschablone. Die politische Ebene der Bür-
gerlichkeit, das bürgerliche Gesetz, Rechtsnormen, Staat, Gewalten-
teilung sind in den Industriestaaten schon Realität. Das verrückte
an der Geschichte ist nun, dass die bürgerliche Gesellschaft gegen-
über der Willkürherrschaft im feudalistischen Ständestaat einen
Fortschritt darstellt. Heute aber schlägt dies auf der Höhe der Ent-
wicklung um und ist, wo dies vollständig entwickelt ist, ein Hemmnis,
reaktionär. Einerseits wird das Bewußtsein des Arbeiters als Bürger
gebraucht, um die Gesellschaftsordnung stabil zu halten, andererseits
unterminiert die Produktion ständig diesen „Bürger“ mit fallenden
Löhnen und Rückbau der sozialen Sicherheiten. Warum kann der
Schein einer bürgerlichen Existenz des Arbeiters entstehen? Bei
globaler Betrachtung des Proletariats sind die besseren, also besserbe-
zahlten und damit höherqualifizierten Arbeiter in den sogenannten
Industriestaaten konzentriert. Hier wird großes BIP (5) erwirtschaftet,
so ist auch mit gesunkenem Anteil noch mehr Brosamen an die
Arbeiterschaft zu verteilen als z.B. in Kenia. Dieser zwar geringe Anteil
an relativ hohem BIP aber ermöglicht erst das bürgerliche Sein
(Häuschen, Auto, Hund) und  so das bürgerliche Bewußtsein der
Arbeiter, sein Selbstbewußtsein. Damit ist’s  jetzt aber so langsam
Essig. Zumindest solange, wie die Rezessionsphase des aktuellen
Krisenzyklus anhält, um es ganz vorsichtig zu formulieren.

2.4. Gleichheit als Verlierer2.4. Gleichheit als Verlierer2.4. Gleichheit als Verlierer2.4. Gleichheit als Verlierer2.4. Gleichheit als Verlierer
So verschieden ihre Lebenssituation auch ist, sie sind alle gleich. Sie
sind gleich als Verlierer ihres Lohnes, ihrer Renten, ihrer
Gesundheitsversorgung und die der zukünftigen Arbeiter, ihrer
Kinder. Nun, die momentane Entwicklung deutet auf die Zuspitzung
dieser Widersprüche hin. Die Frage ist, ist dies auf lange Sicht den
Arbeitern vermittelbar. Ist vermittelbar, dass sie sich einschränken
müssen, stillhalten und die Verluste hinnehmen, obwohl kein Ende
des Tales der Tränen in Sicht kommt?
1. Werden sie sich dessen bewußt werden, oder
2. Wer wird Ziel ihrer Frustration und ihrer Angst?
Der Spagat der Gewerkschaft zwischen den unterschiedlichen
Interessen wird schon jetzt schwieriger. Die Journallie schreit und die
Kollegen sind sauer. Der Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit
dringt über die Geldbörse zurück in die Köpfe der Menschen, der
Lohnabhängigen. Das zu Verteilende unter gegebener Profitrate in
Zeiten einer Weltrezession wird selbst in arbeitsproduktivitätshohen
Volkswirtschaften wie der BRD weniger. Dass jetzt das Ifo-Institut
behauptet, dass das Abschaffen von Feiertagen soviele Milliarden Euro
bringt – das ist so dermaßen lächerlich, was die wohlbezahlten
„Wissenschaftler“ da der Politik als Argumentationsgrundlage geben
– wenn es nicht notwendig wäre im Industriezeitalter lesen zu können,
würde es glatt verboten werden müssen.      (Peter Heilbronn)

(3) Unhold der griechischen Sage, der Wanderer gestreckt
 hat, oder ihnen die Beine abschlug, damit die Besucher in
sein Bett paßten. Er wurde vom Helden Theseus getötet.
So wird der Arbeiter in die Verhältnisse gezwungen und
gedrückt oder gedehnt, bis er in die Maschinerie passt.

(4) Ute Osterkamp ‘Hat der Marxismus die Natur des
Menschen verkannt oder: Sind die Menschen für den
Sozialismus nicht geschaffen?’ aus: Schriftenreihe der
Marx-Engels-Stiftung 20

(5) BIP oder Bruttoinlandsprodukt ist Nettoinlandsprodukt
zu Marktpreisen + Abschreibungen, ist also wesentlich die
Preissumme aller im Land produzierten Waren.

* Zum Thema Gewerkschaften von Seiten linker
Gewerkschaftler ‘www.labournet.de’.
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„Für Staaten im Verhältnisse untereinander
kann es nach der Vernunft keine andere Art
geben, aus dem gesetzlosen Zustande, der lauter
Krieg enthält, herauszukommen, als daß sie
ebenso wie einzelne Menschen ihre wilde
(gesetzlose) Freiheit aufgeben, sich zu öffent-
lichen Zwangsgesetzen bequemen und so einen
(freilich immer wachsenden Völkerstaat (civitas
gentium), der zuletzt alle Völker der Erde
befassen würde, bilden. Da sie dieses aber nach
ihrer Idee vom V ö l k e r r e c h t durchaus
nicht wollen, mithin, was in thesi richtig ist, in
hypothesi verwerfen, so kann an die Stelle der
positiven Idee e i n e r W  e l t r e p u b l i k (...)
nur das n e g a t i v e Surrogat eines den Krieg
abwehrenden, bestehenden, und sich immer
ausbreitenden B u n d e s den Strom der rechts-
scheuenden, feindseligen Neigung aufhalten,
doch mit beständiger Gefahr ihres Ausbruchs
(...).“ Immanuel Kant, „Zum ewigen
Frieden“, S. 20 (1)

          ls Immanuel Kant diese Zeilen 1795
aufs Papier bringt, hat er folgenträchtig
liberale Ideen mit ideal-rationalistischen
verquickt – auf die politische Geschichte
angewendet und damit die Ideologie des
bürgerlichen Liberalismus ausalphabeti-
sier t. Wie in abstracto die Idee der

Autonomie (Völkerrecht) der Idee der
Ordnung (Weltrepublik) widerstreitet, so
steht auch in concreto dem Glauben
(Hoffnung auf ) die Neigung des Menschen
entgegen. Vor der utopischen Perspektive
kann mensch sich dabei nur gruseln. Die
Durchsetzungsgeschichte der positiven
Idee einer Weltrepublik wäre die der
Machtergreifung einer allgemein herr-
schenden (gesetzgebenden) Vernunft, die
via öffentlichen Zwangsgesetzen die
Freiheiten und Neigungen (Bedürfnisse)
jedes einzelnen derart beschnitte, daß es
zum ewigen Frieden in der Gesellschaft
bzw. Welt käme. „Schöne neue Welt“ hat
Huxley später zynisch geantwortet.  Wenn
sich heute unsere Politiker anschicken,
einen Verwaltungsbereich zu katalogi-
sieren, der rund eine halbe Milliarde
Menschen umfaßt, heute, fast 60 Jahre
nach dem der Kontinent im Kriegsrausch
der Großmächte versunken war, heute –
fast 15 Jahre nach dem Untergang der
technokratischen Regime im Osten, dann
kann getrost vom Projekt Europa bzw. der

EU-Erweiterung als
dem ambitioniertesten
Großmachtprojekt der
europäischen Neuzeit
gesprochen werden.
Jede/r Einzelne mag
über die politische Kas-
te unserer Lande den-
ken was will, ihre stabs-
geplanten Großprojek-
te waren immer zweier-
lei: größenwahnsinnig
und unplanbar. Zu-
mindest insoweit stellt
das Projekt „Europa“
eine Kontinuität poli-
tischer Geschichte dar.

Einst als gemeinsame Basis – quasi Sezier-
tisch großwirtschaftlicher Interessen –  war
die Idee „Europa“ nicht mehr als der
Geschäftssinn einiger übler Kriegsprofi-
teure. Im Kalten Krieg dann avancierte sie
zum ideologischen Kampfmittel – zur
Ermutigung gegen den gemeinsamen
Feind. Eine Wirkung im übrigen, die nur
selten die Bevölkerungen erreichte.
Europa, das war die kleinste Gemeinsam-
keit, die größtmöglichen Nutzen für alle
beteiligten Seiten versprach. Und so kam
es, daß sich Vertreter der Großmächte des
Kontinents an und wann trafen, daß um
die Verwaltungen dieser Treffen Institu-
tionen wucherten – vollgestopft mit
Lobbyisten und Machtfanatikern, Büro-
hengsten, Papiertigern und Schreibtisch-
löwen, Verträgen und Einzelvereinbarun-
gen – und dabei noch so getan wurde, als
wäre die ganze Kumpanei nicht gar schon
all zu oft gesehen worden. Heute dagegen
sitzt in Brüssel eines der modernsten
Verwaltungsregime der Welt und verkör-
pert die letzte Hoffnung des bürgerlichen
Liberalismus auf  Gestaltung der Geschich-
te (hier im Sinne einer verwalteten Welt).
Mit dem verfassungsgebenden Prozeß, der
durch die Einberufung des Konvents
initiier t wurde, mit der Vorlage des
„Vertrags über eine Verfassung Europas“
(2) zur Abstimmung am 04.05. 2004 droht
nun der Aufstieg Brüssels zur Supermacht.
Die Verfassungsgebung könnte im Hand-
streich die verfaßten Nationalstaaten
entmachten und zu einer effektiven
Destabilisierung der Binnengrenzen
beitragen. Genau deshalb wird es wahr-
scheinlich auch nicht so weit kommen.
Entweder es wird Aufgeschnürt oder
Verwässert aber am besten gar nicht erst
darüber abgestimmt. Nichtsdestotrotz

EURO.PA EURO.PA EURO.PA EURO.PA EURO.PA –
Die dunklen Seiten der Macht

A

Mit der Initiation der Verfassungsgebung für die Europäische Union istMit der Initiation der Verfassungsgebung für die Europäische Union istMit der Initiation der Verfassungsgebung für die Europäische Union istMit der Initiation der Verfassungsgebung für die Europäische Union istMit der Initiation der Verfassungsgebung für die Europäische Union ist
klar geworden, die EU ist kein Elitenprojekt mehr, sondern wird in naherklar geworden, die EU ist kein Elitenprojekt mehr, sondern wird in naherklar geworden, die EU ist kein Elitenprojekt mehr, sondern wird in naherklar geworden, die EU ist kein Elitenprojekt mehr, sondern wird in naherklar geworden, die EU ist kein Elitenprojekt mehr, sondern wird in naher
Zukunft den Alltag jedes und jeder Einzelnen betreffen. Ein Grund fürZukunft den Alltag jedes und jeder Einzelnen betreffen. Ein Grund fürZukunft den Alltag jedes und jeder Einzelnen betreffen. Ein Grund fürZukunft den Alltag jedes und jeder Einzelnen betreffen. Ein Grund fürZukunft den Alltag jedes und jeder Einzelnen betreffen. Ein Grund für
Feierabend!Feierabend!Feierabend!Feierabend!Feierabend! dieser neuen Macht auf Spur und Schliche zu kommen. dieser neuen Macht auf Spur und Schliche zu kommen. dieser neuen Macht auf Spur und Schliche zu kommen. dieser neuen Macht auf Spur und Schliche zu kommen. dieser neuen Macht auf Spur und Schliche zu kommen.

„Europa“ von Titian  (zw. 1575-80)
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„Turm zu Babel“ Pieter Bruegel d. Ä. (ca. 1525-1569)

zeigt sich, die Macht in Brüssel wächst,
keine taktische Überlegung dar f dies
übersehen. Die kritische Diskussion dreier
Fluchtlinien dieses neuen Großmachtpro-
jektes soll im Folgenden beim Durch-,
Nach- und Weiterdenken Hilfe bieten.

Konfrontation
contra
Subversion
Wenn Immanuel Kant in dem Zitat aus
seiner Flugschrift „Zum ewigen Frieden“
von einem sich „... im-
mer ausbreitenden
Bund...“, einem „...im-
mer wachsenden Völker-
staat...“ redet, scheint er
in eigenartiger Weise das
vorwegzunehmen, was
an utopischem Gehalt in
der Europäisierung bzw.
EU-Erweiterung be-
gründet liegt. Die Aus-
dehnung gemeinsamer
Normen, Werte und
Standards, die tenden-
ziell erst mit der Etab-
lierung der Weltrepublik
abgeschlossen ist. Indess
brauchen wir die europäische Karte gar
nicht soweit auszureizen, denn jedem und
jeder dürfte klar sein, daß, welche Form
der weltweiten Verwaltung auch immer, sie
auf den Institutionen der Vereinten
Nationen beruhen wird. Wir haben es also
bei der Europäischen Union keinesfalls mit
einem Projekt zu tun, das keine Grenzen
kennt. Im Gegenteil sind paramilitärische
Einheiten gerade dabei, eine neue Grenze
um den Kontinent Europa zu ziehen,
welche der amerikanisch-mexikanischen,
der israelisch-palästinensischen oder chine-
sischen in nichts nachsteht. Und die EU-
Erweiterung war ja auch nicht ein sich
gegenseitiges Annähern, jedes der kleinen
Länder hat teuer für den Platz an ‚der
Herren Tische‘ bezahlt. Der Preis für
Kredite, Subventionen, Handelsverträge
waren Privatisierung, Aufhebeln lokaler
Märkte, Rechtsuniversalismus und mili-
tärische Aufrüstung. Von gleichberechtig-
ten Verhandlungspartnern kann dabei in

Brüssel  nicht die Rede sein. Die Debatte
um die Verfassung der Europäischen
Kommission zeigt, manches Land wäre mit
einem ständig (stillen) Beobachter schon
zufrieden und noch auf lange Sicht wird
keine innereuropäische Politik gegen die
drei Großen (D, F, GB)  zu machen sein.
Beim Thema der gemeinsamen Außen-
und Sicherheitspolitik wird schließlich am
deutlichsten, als was dieses Projekt Europa
zu verstehen ist. Eine gemeinsame Armee,
ein Grenzregime, eine einheitliche Wirt-

schafts- und Beschäftigungspolitik, ver-
stärkter Binnenhandel und eine gemein-
same Währung, schließlich eine übergrei-
fende Verwaltung, eine Verfassung. Nach
dem Vorbild einer Bundes-Nation sind die
politischen Führer der nationalen Regime
Europas dabei, eine neue Großmacht zu
etablieren, die ihnen neue Handlungsspiel-
räume eröffnet. Sowohl im Ringen mit den
transnationalen Konzernen, als auch in
Sachen transatlantischen Handels, sowohl
zum Schutz europäischer Kapitalinteressen
im Nahen Osten, als auch zum Durch-
starten beim Run auf die letzten Ressour-
cen. Mit dem liberalen Schwindel einer
Ausdehnung bis ins Unendliche (die ganze
Welt, ein Europa) kaschieren die Politiker
unserer Lande die Realisation einer
Großmacht, der nach der begrenzten
Ausdehnung und fallenden Profitraten die
direkte Konfrontation mit anderen Groß-
mächten folgt. Viele Menschen in Europa
glauben, daß eine Konfrontation mit den

USA  ein historisch notwendiges Korrektiv
der weltweiten Politik darstellt und
vergessen darüber, daß eine Konfrontation
von Großmächten in der Geschichte
letztendlich immer auf den Rücken der
Menschen ausgetragen, auch Krieg bedeu-
tet hat. Anstelle der Konzentration von
Macht in den Händen weniger, der
Zentralisierung von Verwaltung, anstelle
des Prinzips der Konfrontation sollte das
der Subversion treten, hüben wie drüben,
die zielgerichtete Zersetzung aller Macht

des Menschen über den Menschen.

Integration
contra
Destruktion
Die Balance zwischen den National-
staaten Europas und einer einheit-
lichen europäischen Verwaltung, zwi-
schen nationaler und europäischer
Verfassung (3), wird zu einem der
Schlüsselmomente der weiteren poli-
tischen Entwicklung werden. Sollte es
tatsächlich gelingen, am 04. Mai eine
einheitliche Verfassung der Euro-
päischen Union zu verabschieden, wird
wohl die juristische Praxis der Aus-
legung des Verfassungstextes erweisen,

inwieweit den Advokaten der Spagat
zwischen nationaler Souveränität und
europäischer Rahmengesetzgebung ge-
lungen ist. Es gibt nicht unbegründete
Hoffnung darauf, daß eben jene Aus-
legungspraxis den nationalen Souverän
weiter zersetzen wird. Die Rede von der
Integration zeigt jedoch schon an, daß es
bei diesem Prozeß keineswegs um die
Auflösung national verfaßter Territorien
gehen soll, im Gegenteil erhalten diese so
noch zusätzliche Legitimation, quasi „von
oben“. Aber was noch viel schlimmer ist
und sich bei der Integration weiterer
Beitrittsländer zeigt, diese müssen sich erst
zu einem modernen Nationalstaat gene-
rieren, damit ihnen überhaupt die Chance
des Beitritts offensteht. Alles in allem heißt
die europäische Supranationalität die
Integration von Nationalstaaten in einen
Staatenbund und nicht die Auflösung des
Nationalstaates, nicht die Zerstörung der
Brutstätte von systematischer Repression

Große Macht,
Supermacht,
Allmächtig...

Nationalstaat
vs.

Europa
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und Terror, von Rassismus und Faschismus.

Legitimation
contra
Partizipation
Das Europäische Parlament kann bürger
seit 1979 direkt wählen, wohl eine
vorbeugende Maßnahme, um die Kritik
am Projekt „Europa“ frühzeitig zu unter-
binden. Die Stellung dieser Institution ist
dann auch nach wie vor sehr niedrig. Kein
Initiativrecht, keine Öffentlichkeit, keine
Macht – nur die Arbeit an den konkreten
Gesetzestexten ist parlamentarisch. Der
Rest liegt größtenteils in den Händen der
Regierungschefs und Lobbyverbände, der
einzelen Minister und Lobbyisten. Daß,
woran der moderne Nationalstaat in seiner
demokratischen Herrschaft schon krankt,
zeigt sich auf europäischer Ebene noch
drastischer: die mangelnde Partizipation
(Teilhabe) vieler, vieler Einzelner an der
Politik und damit an der Gestaltung der
Geschichte. Wird Legitimation als ein
nachgelagerter Prozeß verstanden, bei dem
in einem repräsentativen System wie der
Demokratie bereits bestehende Projekte
gerechtfertigt werden, befindet sich die
Zukunft der bürgerlich-liberalen paneuro-
päischen Idee in einer Zwickmühle, deren
Tendenz nur schwer prognostiziert werden
kann. Der Souveränitätsverlust der Na-

(1)Kant, Immanuel, „Zum ewigen Frieden“, Reclam, Ditzingen, 1999
 (2)Den Text gibt’s  unter:  www.european-convention.eu.int und im Europahaus,
        Katharinenstraße 11 (über der sixtina) Mo-Fr 12.30-17.00 Uhr auch  als

Freiexemplar
 (3)Der Widerspruch der liberalen Vorstellungen von Autonomie (Völkerrecht)

und Ordnung (Völkerstaat) kehrt hier wieder.
 (4)Warum soll ich Schröder wählen, wenn er doch nur auf die Verantwortlichkeit

der EU verweist.
 (5)Österreich zeigt beim Streit um eine Verlängerung des auslaufenden

Transitvertrags wie es geht: Eine Fraktions- und Kantons-übergreifende
Koalition wird im nationalen Feuer geschmiedet, um die drohende Gefahr
von Einnahmeverlusten und (mensch höre und staune) Umweltschäden von
der Nation noch abzuwenden.

(Die schwierigenVerhältnisse der ökonomischen Verflechtung wurden im Text
weitestgehend u. zugunsten einer klaren machtkritischen Perspektive ausgeblendet.)

tionalstaaten könnte diese derart destabili-
sieren, daß sie der Bürger einfach nicht
mehr genügend legitimiert bzw. ihr
Vorhandensein als legitim empfindet (4).
Auf der anderen Seite spielt aber gerade
das Vorhandensein eines abstrakten, weil
ungenügend legitimierten Souveräns den
Nationalpolitikern in die Karten. So kann
eigenes Unvermögen mit den Restrik-
tionen aus Brüssel begründet werden, das
Versagen des Souveräns mit der fehlenden
Souveränität (5). Gerade dies könnte
Nationalismen wieder befördern, die
Legitimität von Nationalstaaten stärken.
Unabhängig davon aber, ob nun mehr
Legitimation für die EU oder mehr für den
einzelnen Nationalstaat oder ein aus-
balancierter Mix aus beidem, mehr
Partizipation der einzelnen verfaßten
Individuen ist in keinem der möglichen
Fälle zu erwarten. Beim Europaprojekt
schon deshalb nicht, weil die zentrale
Bürokratie von dem individuellen Ge-
schehen noch weiter entfernt ist als im
Nationalstaat – eine Generation von
Technokraten, gespeist aus den verschie-
denen nationalen Eliten, wird uns ver-
walten. In der gestärkten Nation nicht, weil
ihrer Geschichte die Tendenz zur Führer-
schaft innewohnt, eine Dynamik die
immer mit Partizipationsverlusten ver-
bunden ist. Und auch und gerade in einer

Balance von Europäischer Rahmengesetz-
gebung und nationaler Souveränität nicht,
weil es auf der Seite der Regierenden ein-
facher wird, sich den schwarzen Peter ge-
genseitig zuzuschieben, und für jeden und
jede schwieriger, dieses Spiel zu durch-
schauen, zu kritisieren, einzugreifen, zu
verändern und mitzugestalten – an einer
gemeinsamen Politik eben zu partizipieren.

Aus dem zuvor Gesagten ist wohl leicht zu
entnehmen, daß das Europäische Projekt
eher zum Scheitern neigt, denn für alle
Menschen dieses Kontinents eine selbst-
bewußte Zukunft bietet. Anstelle des
modernen Großmachtprojekts müßte die
freie Initiative konkreter Einzelner treten,
um Mächte nicht zu konfrontieren sondern
zu zersetzen, um Nationalstaaten nicht zu
generieren und zu integrieren sondern
aufzulösen, um politische Projekte nicht
zu legitimieren sondern an ihnen zu
partizipieren. Hier scheiden sich bürger-
licher Liberalismus und selbstkritischer
Anarchismus. Und hier ist der Kampf in
abstracto auch schon zugunsten letzterem
gewonnen.        (clov)

P.S.: Wer glaubt, die Europäische Union
würde mehr Beschäftigung schaffen, irrt.
Sie wird sie auf lange Sicht nur besser
verteilen, was soviel heißt wie: innerhalb
der europäischen Grenzen gilt dann wohl
jeder Job als zumutbar.

Von Bürgern,
 Bürgern  und

Menschennoch mehr
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Thessaloniki – Repression versus Solidarität

Im Juni 2003 fand in Thessaloniki, der EU-
Gipfel unter griechischer Ratspräsident-
schaft statt. Hauptanliegen waren der
Entwurf einer europäischen Verfassung,
der Aufbau einer gemeinsamen Armee, die
weitere Verschärfung der Migrations-
kontrolle, sowie die Aufnahme weiterer
Staaten. Dagegen protestierten ca. 150.000
Menschen. Am Samstag, dem 21.6.,
startete von der Universität in Richtung
Stadtzentrum eine Demonstration. Diese
wurde von der Polizei (unter massivem
Einsatz von Tränengas) entzwei geteilt.
Einem Teil der Demonstration gelang es,
zurück zur Universität zu kehren, während
der andere Teil in den Straßen der Stadt
zerstreut blieb. Über 100
Personen, wurden von der
Polizei auf brutale Weise
festgenommen. Umrahmt
wurden diese Festnahmen
von medialen Hetzkampag-
ne gegen „Randalierer“.
29 Personen wurden an-
geklagt, Straftaten begangen
zu haben, von denen man
sieben noch weitere fünf
Monate (bis zum 26.11.
2003) im Knast schmoren
ließ: Fernando Perez und
Carlos Martinez Martin  aus
Spanien, Simon Chapman
aus Großbritannien, Sulei-
man Dakduk Castro aus
Syrien, sowie Spiros Tsitsas,
Michalis Traikapis und Di-
mitris Friouras aus Grie-
chenland.
Sie sollen zu Haftstrafen zwischen 5 und
20 Jahren verurteilt werden (1). Allen wird
Sachbeschädigung, Widerstand gegen
Staatsbeamte, öffentliche Ruhestörung,
Brandstiftung, sowie Besitz und Gebrauch
von Waffen vorgeworfen. Diese Vorwürfe,
besonders die im Zusammenhang mit
Waffen, basieren auf Konstrukten der
Polizei.
Bekanntestes Beispiel für das Vorgehen der

Polizei, ist der Fall Simon Chapman‘s.
Chapman wird ein Rucksack voller
Molotow-Cocktails zur Last gelegt. Zum
Zeitpunkt seiner Verhaftung befand er sich
alleine am Rande der Demonstration auf
der Suche nach seinen Gefährten. Selbst
im griechischen Staatsfernsehen war zu
sehen, dass Chapman während seiner Fest-
nahme einen blauen Rucksack auf hatte,
dieser ihm gewaltsam weggenommen
wurde und von der Polizei gegen einen
Schwarzen eingetauscht wurde. Auf dem
Video ist ebenfalls zu sehen, wie Po-
lizistInnen diesen zuvor mit Molotov-
Cocktails und anderen Gegenständen
füllen. Bei seiner Verhaftung wurde

Chapman mindestens zwei Stunden lang
mit Fausthieben, Schlagstöcken und einem
Hammer geschlagen. All dies ist für die
zuständigen Rechtsbehörden kein Grund,
ihn frei zulassen.
Ein anderer Angeklagten, der hier noch
exemplarisch erwähnt sein soll, ist Sulei-
man Dakduk Castro. Zum Zeitpunkt
seiner Verhaftung befand er sich weit
abseits des Ortes der Auseinandersetzungen

und verteilte Flugblätter zum Thema
MigrantInnen. Gegen ihn wurde ein
Auslieferungsverfahren eröffnet, das für
ihn, sollte das Verfahren zum Ende
kommen, eine lebenslange Haftstrafe in
Syrien bedeutet. Dort läuft gegen Sulei-
man, der in die selbstorganisierten Arbeits-
kämpfe von MigrantInnen involviert und
den Behörden  ein Dorn im Auge ist, ein
politisches Verfahren. Er hatte bereits vor
geraumer Zeit um politisches Asyl gebeten,
was ihm aber nicht zugestanden worden
war.
Die einzigen Beweise zur Bekräftigung der
Thesen der Polizei sind die Taschen, auf
die gestoßen zu sein sie behaupten, und

Zeugenaussagen. Diese Indizien weisen
verschiedene Unregelmäßigkeiten auf und
die Aussagen (die nur von Polizisten
gemacht wurden) widersprechen einander.
Der Rechtsbeistand der Angeklagten wird
kostenlos von einer Gruppe von Straf-
verteidigern geführt, die sich prinzipiell
gegründet hatte, um die  Demonstranten
des Gegengipfels zu verteidigen.
Am 20. September 2003 begann Suleiman

Willkürliche Verhaftungen bei EU-Gipfel in Griechenland - Hungerstreik und eine internationaleWillkürliche Verhaftungen bei EU-Gipfel in Griechenland - Hungerstreik und eine internationaleWillkürliche Verhaftungen bei EU-Gipfel in Griechenland - Hungerstreik und eine internationaleWillkürliche Verhaftungen bei EU-Gipfel in Griechenland - Hungerstreik und eine internationaleWillkürliche Verhaftungen bei EU-Gipfel in Griechenland - Hungerstreik und eine internationale
Solidaritätskampgne erzwingen Freilassung - weitere Unterstützung gegen mögliche Abschiebung nötig!Solidaritätskampgne erzwingen Freilassung - weitere Unterstützung gegen mögliche Abschiebung nötig!Solidaritätskampgne erzwingen Freilassung - weitere Unterstützung gegen mögliche Abschiebung nötig!Solidaritätskampgne erzwingen Freilassung - weitere Unterstützung gegen mögliche Abschiebung nötig!Solidaritätskampgne erzwingen Freilassung - weitere Unterstützung gegen mögliche Abschiebung nötig!
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Sinne „schul-
dig“ sind oder
nicht. Gemeint
sind alle, die
sich gegen eine
Festung Euro-
pa einsetzen.
Im weltweitem
Klima des An-
ti-Terrors und
der inneren
Sicherheit, ein
paar Monate
vor dem Start
der Olympi-

schen Spiele in Athen, zeigt die griechische
Demokratie, wozu sie in der Lage ist.
Seit Beginn des Hungerstreiks fanden in
ganz Griechenland vielfältige Solidaritäts-
demonstrationen und Aktionen statt.
Anfangs von der anarchistischen/anti-
autoritären Szene organisiert, formierte
sich eine breite Bewegung für das Leben
und die Freiheit der Gefangenen. Es gab
viele Besetzungen von staatlichen Behör-
den, Rathäusern und Radiosendern. Nicht
nur in Griechenland, auch in anderen
Ländern gab und gibt es Kundgebungen,
z.B. vor Konsulaten oder Tourismus-
behörden: u.a. in St. Francisco, Helsinki,
Malaga, Madrid, Burgos, Bilbao, Bar-
celona, London, Warschau, Frankfurt,
Leipzig (2), Norwich.
Die Solidaritätskampagne zeigte am 26.11.
einen ersten wichtigen Erfolg. Nach bis zu
66 Tagen Hungerstreik wurden die sieben
Gefangenen freigelassen. Die Entlassung
gilt bis zu den voraussichtlich im Januar
beginnenden Verhandlungen.
 Die griechischen Richter haben dem
Antrag auf Freilassung stattgegeben, ohne
Kaution, aber mit einigen Auflagen. Alle
Sieben dürfen Griechenland bis zur
Verhandlung nicht verlassen und die mit
griechischem Pass müssen sich regelmäßig
bei der Polizei melden.
Im konkreten Fall konnte die offizielle
Freilassung durch die monatelange An-
prangerung, das extreme Mittel des
Hungerstreikes und die öffentliche Soli-
darität von Tausenden auf der ganzen Welt,
erwirkt werden. Letztlich schloß sich auch

die bürgerliche Presse an. Somit ist ein Teil
der Forderungen, die mit dem Hunger-
streik verbunden sind erfüllt. Was noch
aussteht, ist die Bewilligung von politi-
schem Asyl für Suleiman Dackdouck
Castro.
Die Aufrechterhaltung der Unterstützung
ist nötig, denn  Suleiman kann jeden
Moment abgeschoben werden, da er
momentan nicht im Besitz seiner offiziel-
len Papiere ist. Nachdem die Freilassung
nicht zuletzt durch viele Proteste erwirkt
werden konnte, ist es nun nötig, dafür zu
sorgen, das Suleiman nicht abgeschoben
wird.
Schreibt E-mails und Briefe an die griech-
ische Botschaft in Berlin und das Konsulat
in Leipzig und fordert die Bewilligung von
politischem Asyl!

Adressen:
Griechische Botschaft / Berlin
Politische Abteilung 
Jägerstrasse 55 (3. Etage),
D-10117 Berlin
Tel.: +49 (30) 20 62 60 (Zentrale)
Fax: +49 (30) 20 62 64 44
E-mail: info@griechische-botschaft.de

Konsulat Leipzig Trufanow-Str. 29
D-04105 Leipzig
Tel.: 0341-56.48.090
Fax: 0341-56.45.628
Greek.Con.Leipzig@t-online.de

hannah b.
(1) Zu der Haftdauer gibt es unterschiedliche

Angaben. Manche sprechen von 5-20 Jahren,

andere von 7- 25 Jahren.
(2) Am 24.11. besuchten ca. 15 Menschen das

griechische Konsulat und überreichten dem

Generalkonsul ein Solidaritätsschreiben. Die

Weiterleitung wurde zugesichert. Anschließend

wurde in der Fußgängerzone die Öffentlichkeit

über den Sachverhalt informiert.

Quellen: www.thessaloniki.indymedia.org |

www.indymedia.org.uk, www.at.indydia.org;

Kommunique‚ der Asamblea/Versammlung

zur Unterstützung der Gefangenen  von

Thessaloniki/Madrid, 29.Nov.03

Castro einen Hungerstreik, um seiner
drohenden Abschiebung zu entgehen.
Dem Streik schlossen sich zwei Wochen
später Carlos Martinez und Fernando
Perez, der erwähnte Simon Chapman und
Spiros Tsitsas an. Sie wählten das äußerste
Mittel, um eine Freilassung durch po-
litischen Druck zu erwirken, da in den
Monaten der U-Haft klar wurde, dass auf
juristischem Weg nichts zu erreichen war.
Am 10. November traten Traikapis und
Friouras, die sich in einem Jugendgefäng-
nis befinden, in einen Solidaritäts-
hungerstreik mit den anderen Fünf, deren
Situation sich zunehmend verschlechterte.
Zwischenzeitlich hatten die Gefangenen
ihren Hungerstreik auf einen Durststreik
erweitert, um sich gegen die physischen
und psychischen Folterungen zu wehren.
Doch anstatt die Fünf in ein Krankenhaus
zu überweisen, wurden sie am 11.11. in
ein Hochsicherheitsgefängnis in Athen
verlegt. Die gesundheitliche Situation der
Gefangenen war teilweise sehr kritisch:
Carlos Martin-Martinez beispielsweise
spukte Blut, Fernando Perrez hatte starke
Schmerzen beim Wasserlassen und Sulei-
man Dakdouk war zeitweise durch Mus-
kelerstarrungen nicht in der Lage, sich zu
erheben. Unterdessen wurde die Ver-
antwortung von den Behörden wie ein
Bällchen vom Gefängnis über die Polizei
zu diversen Krankenhäusern und zurück
gespielt.
Der Apparat will Schuldige für die
Randale im Juni haben und dabei ist es
egal, ob diese auch wirklich im juristischen
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Wir, als (natürlich) allerradikalste Gruppe,
sind (natürlich) auch dabei. Umwerfende
Solidarität und Hilfsbereitschaft ganz von
Anfang an. Mit Schlafplätzen gibt es keine
Probleme, genau wie mit Essen oder auch
Internet – die Wendland-Dörfer sind für
den Widerstand geöffnet. Mobile Heiz-
anlagen und Generatoren der Freiwilligen
Feuerwehr werden fast überall für Camps
genutzt – mit Ausnahme der Funkgeräte,
die regelmäßig im Sinne des NGefAG
beschlagnahmt werden. Alles macht einen
eingespielten Eindruck: Die Volxküchen
überbieten sich mit Leckereien und wirken
ausgesprochen unchaotisch. Beim alko-
hoholfreien Lager feuer fachsimpeln
Großstadtautonome
und gesetzte
Dörfler über ef-
fektive Sabotage
– der Polizeistaat
mit seiner „Be-
satzungsarmee“ ist
der Feind – das
schweißt zusammen.
An rechtsstaatliche
Appelle wie bei X-
Tausend-mal-Quer
glaubt in der Göhrde
kaum noch jemand.
Beim trampen schildern
zwei ältere Damen stolz
ihren Beitrag zum Wider-
stand – nämlich am Fenster auf Polizei-
kolonnen warten und sich dann auf der
Straße die Schuhe zubinden. „Ist nicht viel,
aber immerhin.“
Die Tage vor dem legendären Tag X werden
traditionell mit entspanntem Geplänkel
zugebracht. Bei Laternenumzüge allerorten
sind Tausende dabei und nachts wird viel
durch die Wälder geschlichen. Eine „Rallye

Monte Göhrde“ soll bei der Polizei
Verwirrung stiften – am Ende sind alle
durcheinander: Ist der Wald gesperrt oder
nicht? Wo sind die Stopschilder hin? Und
wie absurd kann die Begründung eines
Platzverweisseigentlich sein? An einer
Sperre motiviert uns ein Rentner aus
seinem Mercedes: „Jungs, das ist doch nur
eine Wanne – kippt die doch einfach um!“
Euphorische Gerüchte machen die Runde:
Einsatzkräfte sind von zornigen Bauern auf
einem Hof in Gewahrsam genommen
worden und erst nach stundenlanger
Blockade wieder freigekom-
men. Mit

der Dorfjugend
geht es nachts nochmal los zum

Beamte - ärgern, besonders die Kölner
Bereitschaftstruppe ist wegen ausge-
fallenem Karneval demoralisiert.
Und dann ist abwarten angesagt, schon in
Frankreich fangen diesmal die Blockaden
an.  Ab Lüneburg geht es dann nur noch
im Schritttempo weiter. Im Wendland
werden die Punkte gezählt – als es schließ-
lich mit  viel zuviel Kaffee und Adrenalin
im Blut losgeht, steht es ungefähr „Hun-

dert zu Null“. Dutzende Hubschrauber
steigen auf und geben der Szenerie ein
finstere Atmosphäre – in den nächsten
Stunden ist Grün-Weiß eindeutig über-
fordert, überall sind plötzlich Leute: erst
im Wald und dann auf der Schiene –
dezentral und nie wirklich in Massen aber
meist erfolgreich. Trotz verschär ftem
Demonstrationsverbots und größeren
Gefangenensammelstellen können sich die
Beamten kaum leisten, Gefangene zu
machen und so gelingt es vielen, nach der

ersten Räumung ein
zweites oder drittes
Mal zum Zug zu
kommen.
Bei anschließenden
Straßenblockaden
dann die ersten
Eska l a t ionen :
Hunde- und
Re i t e r s t a f f e l
klären die Ver-
h ä l t n i s s e ,
K n ü p p e l
werden ein-
gesetzt und

ein besonders ei-
friger Grenzschützer schleudert

seinen Helm.
In Gusborn sind inzwischen dutzende
Trecker, die „Speerspitze des Widerstands“,
beschlagnahmt und mit „Hamburger-
Gitter“ eingezäunt. Die Türen versiegelt –
bewacht von berittener Polizei. Vielleicht
soll das rechtsstaatlicher aussehen als die
polizeilichen Reifenstechereien der ver-
gangenen Jahre, könnte man denken. Kurz
darauf rächt sich ein Bauer durch ver-
sehentliche Gülledüngung einer Polizei-
kette.
Am Nachmittag gegen 16:00 Uhr er-

Zugserscheinungen
Das Wendland - unendliche Weiten... zigtausende Menschen laufen, radeln, reitenDas Wendland - unendliche Weiten... zigtausende Menschen laufen, radeln, reitenDas Wendland - unendliche Weiten... zigtausende Menschen laufen, radeln, reitenDas Wendland - unendliche Weiten... zigtausende Menschen laufen, radeln, reitenDas Wendland - unendliche Weiten... zigtausende Menschen laufen, radeln, reiten

und fahren durch die Gegend, wie sie es für gewöhnlich nicht tun.und fahren durch die Gegend, wie sie es für gewöhnlich nicht tun.und fahren durch die Gegend, wie sie es für gewöhnlich nicht tun.und fahren durch die Gegend, wie sie es für gewöhnlich nicht tun.und fahren durch die Gegend, wie sie es für gewöhnlich nicht tun.
Grün gegen bunt, Hierarchie gegen Chaos, Räumpanzer gegen Trecker, AtomstaatGrün gegen bunt, Hierarchie gegen Chaos, Räumpanzer gegen Trecker, AtomstaatGrün gegen bunt, Hierarchie gegen Chaos, Räumpanzer gegen Trecker, AtomstaatGrün gegen bunt, Hierarchie gegen Chaos, Räumpanzer gegen Trecker, AtomstaatGrün gegen bunt, Hierarchie gegen Chaos, Räumpanzer gegen Trecker, Atomstaat

gegen die Leute - Gut gegen Böse.gegen die Leute - Gut gegen Böse.gegen die Leute - Gut gegen Böse.gegen die Leute - Gut gegen Böse.gegen die Leute - Gut gegen Böse.
Und massenhaft beunruhigte Wildschweine...Und massenhaft beunruhigte Wildschweine...Und massenhaft beunruhigte Wildschweine...Und massenhaft beunruhigte Wildschweine...Und massenhaft beunruhigte Wildschweine...
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reichen die zwölf Castoren den Verlade-
bahnhof in Dannenberg, es geht in die
zweite Runde. Eine Initiative namens
WiderSetzen hat über AnwohnerInnen
Straßenfeste mit Übernachtung organisiert
und so sammeln sich etwa 2000 Leute in
diversen Dörfern entlang der zwei Straßen
zwischen Dannenberg und Gorleben.
Angesichts soviel entspanntem Pazifismus
reagiert die Einsatzleitung unkonven-
tionell: Die Ortschaften werden gleich als
solche in Gewahrsam genommen um die
offiziell gefangenen Personen anschließend
abzuräumen. Die Begründung auch
diesmal kurios: „In umliegenden Scheunen
verstecken sich Gewalttäter.“ Dort ver-
schlafen einige Widerständler gerade den
Straßentransport.
Und so rollt der Castor schließlich doch
in Gorleben ein, begleitet von Protest der
aber taktisch nicht in der Lage ist etwas
gegen die Grüne Armada auszurichten und
sich auf Pazifismus beschränkt: „Lasst euch
nicht provozieren!“ – Lasst euch alles
gefallen!
Schlussendlich sind alle mit dem Ereignis
„zufrieden“. Die DemonstrantInnen mit
dem geleisteten Widerstand, dem Gefühl,
doch mal wieder etwas für das Gute in der
Welt getan oder dies zumindest versucht
zu haben, und die Polizei freut sich, die
Tage „gemeinsam mit den Demons-
trantInnen“ im Allgemeinen so reibungslos
über die Bühne gebracht zu haben und
bedankt sich für die friedlichen Proteste -
nur ab und zu sei „unfair“ Widerstand
geleistet worden. Vielleicht sollte dieser in
den nächsten Jahren ja auch gleich
gemeinsam von Polizei und Demons-
trantInnen organisiert werden, nach dem
Motto: „Hier könnt Ihr Euch jetzt auf die
Schiene setzen und in Ruhe protestieren,
wenn der Zug dann kommt, geht Ihr aber

Der Wendland - TickerDer Wendland - TickerDer Wendland - TickerDer Wendland - TickerDer Wendland - Ticker

Dienstag, 11.11,
09:56:50 +++ Der Zug ist in Lüneburg +++
09:58:25 +++ Auf der Landstraße zwischen Quickborn und Langendorf wird die
Fahrbahn  wegen einer Unterspülung aufgegegraben +++
10:18:12 +++ In Lüneburg sind 120 Leute auf den Schienen +++ Bei Rohrstorf sind
mehr als 100 Menschen auf den Gleisen +++
10:34:46 +++ 30-40 Leute blockieren den Ortsausgang von Dahlenburg Richtung
Lüneburg +++
11:18:45 +++ Die USK (Bayerische Sondereinheit) Räumt die Blockade sehr ruppig
+++ In Rohrstorf sind noch 50 Leute auf der Schiene +++
11:33:56 +++ Überall an der Schiene und im Wald sind Menschen unterwegs +++
11:38:19 +++ Harlingen ca. 300 Jugendliche werden mit einer Reiterkette von den
Schiene gedrängt
13:27:07 +++ Robin Wood Aktivisten werden nicht in ihr Baumhaus in Langendorf
gelassen, Seile und Leitern sind sichergestellt worden +++
14:19:13 +++die Sitzblockade vor Harlingen wird geräumt
14:21:50 +++beim Kilometer 187,7 sind Leute auf den Vorzug gesprungen +++ Er
steht wieder +++
15:38:01 +++ Der Zug ist in Dannenberg angekommen, es sind viele Menschen vor
Ort
16:20:26 +++ Der Transport ist  mit mehr als 6 Stunden Verspätung am Verladekran
angekommen
18:48:26 +++ 2500 Menschen sind auf der Kundgebung der BI Lüchow Dannenberg
19:08:43 +++ In Gusborn sind ca.500 Menschen auf der Straßentransportstrecke +++

Mittwoch, 12.11. 00:48:26
+++ Grippel: Die Polizei hat das gesamte Dorf samt Blockade  in Gewahrsam genommen
02:33:35 +++ Die Blockade in Grippel wird geräumt
04:05:20 +++Der Transport auf die Straße beginnt über die Nordstrecke +++
05:38:24 +++Der letzte Behälter ist im Zwischenlager

Bevor es  zu spät ist - eine antiolympischeBevor es  zu spät ist - eine antiolympischeBevor es  zu spät ist - eine antiolympischeBevor es  zu spät ist - eine antiolympischeBevor es  zu spät ist - eine antiolympische
VeranstaltungsreiheVeranstaltungsreiheVeranstaltungsreiheVeranstaltungsreiheVeranstaltungsreihe

����������������, �����������, ��������������,
������ & �����

Infos & TInfos & TInfos & TInfos & TInfos & Termine:ermine:ermine:ermine:ermine:
www.nein-zu-olympia.dewww.nein-zu-olympia.dewww.nein-zu-olympia.dewww.nein-zu-olympia.dewww.nein-zu-olympia.de

auch schön brav und friedlich wieder weg
da.“ Wenn der Transport schon gegen den
Willen der Bevölkerung durchgebracht
werden muss, dann soll doch wenigstens
alles friedlich bleiben – Konfliktmanage-
ment ist alles.

Bis zum nächsten Jahr!
soja und onsche
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Rechenrätsel:

Rechenrätsel:

Rechenrätsel:

Rechenrätsel:

Rechenrätsel:

Im  Rechenrätsel sind die Ziffern
durch Buchstaben ersetzt, im Kreuz-
worträtsel sind die Buchstaben durch
Zahlen ersetzt. Wenn zum Beispiel
die Ziffer 2 im Rechenrätsel durch
ein x ersetzt ist, dann ist im Kreuz-
worträtsel der Buchstabe x durch die
Zahl 2 ersetzt.

Kreuzworträtsel:Kreuzworträtsel:Kreuzworträtsel:Kreuzworträtsel:Kreuzworträtsel:

Lösungshilfe RechenrätselLösungshilfe RechenrätselLösungshilfe RechenrätselLösungshilfe RechenrätselLösungshilfe Rechenrätsel:::::

Lösung zum Einsenden:Lösung zum Einsenden:Lösung zum Einsenden:Lösung zum Einsenden:Lösung zum Einsenden:

Auflösung des Kreuzworträtsels aus  der #9:

Anscheinend war es zu einfach, nur eine einzige
Einsendung trudelte dieses Mal bei uns ein.

Und nun hat die Spannung ein Ende, der letztmalige
ist auch der aktuelle Gewinner: WOLFGANG!, der

sympathische Typ aus dem letzten Heft. Er kann sich
auf ein Transpi freuen mit - des Rätsels Lösung:

KEINE PANIK!

BäH
Psst ... diesmal gehts um den DIRECTACTIONKALENDER 2004.
Mit ausgeschlossenem Rechtsweg und garantiert steuerfrei!

EinsendeEinsendeEinsendeEinsendeEinsende
schluß:schluß:schluß:schluß:schluß:

  15. Januar 2004
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„Schlaraffenland“  v. Pieter Bruegel d. Ä. (ca. 1525-1569)

Die GroßstadtIndianer (Folge 9)Die GroßstadtIndianer (Folge 9)Die GroßstadtIndianer (Folge 9)Die GroßstadtIndianer (Folge 9)Die GroßstadtIndianer (Folge 9)
Tischlein deck dich, Menschlein streck dich - frei nach SchlumpfTischlein deck dich, Menschlein streck dich - frei nach SchlumpfTischlein deck dich, Menschlein streck dich - frei nach SchlumpfTischlein deck dich, Menschlein streck dich - frei nach SchlumpfTischlein deck dich, Menschlein streck dich - frei nach Schlumpf    (clov)   (clov)   (clov)   (clov)   (clov)

     s war einmal ein kleines Häufchen Menschen, die abseits des großen Trubels
und doch irgenwie mittendrin ihr karges Leben den ungestümen Naturlaunen
abzutrotzen wagten. An sich noch keine Ungewöhnlichkeit. Für sich genommen
allerdings überwogen die Ungewöhnlichkeiten derart, daß selbst die tiefsten
Gewohnheiten erschaudern mußten. Naja, ich gebe zu, so manche Angewohnheit
ließ sich auch durch Außergewöhnlichstes nicht beeindrucken und  wohl gerade
deshalb oder vielleicht auch völlig unabhängig davon trug es sich zu, daß äußerst
gewöhnliche Dinge an einem ungewöhnlichen Ort durch außergewöhnliche
Menschen geschahen.

Wann immer Dingen magische Eigenschaften zugeschrieben wurden, beruhte dies auf dem Glauben der Menschen, die schwer Erklärbares
nicht kritisch aufklären, sondern sich am blinden Walten von Kräften ausser ihnen ergötzen wollten. Nun ist die kritische Haltung den
Dingen gegenüber keine bequeme, denn sie erfordert das Zu- und Eingehen auf etwas, das Nach- und Hinterfragen, aber sie ist nichtsdestotrotz
eine notwendige, um die Dinge, wie die Alten sagen,  in die Hand zu nehmen. Als Kalle eines Tages auf die Idee kam, wie schön, bequem und
frei doch das Leben wäre, wenn mensch ein Tischchen hätte, welches sich, wie im Märchen, jedes Mal von neuem eindecken würde, sofern
wir es ihm nur aufgetragen hätten*, mußten Moni und ich über soviel Naivität derart lachen, daß mir ein folgenreicher Einfall kam. Der
Spötter kann dem naiven Gedanken nicht fliehen und wir ersannen einen Plan. Zuerst mußten wir Boris überzeugen, uns einen Tisch zu
zimmern, der nicht zu groß und nicht zu klein, nicht zu neu und nicht zu alt war. Als Moni ihm erzählte, wie wir Kalle an der Nase
herumführen wollten, grinste er verschmitzt nach Boris-Art und kramte nach einigem Suchen eine Tischruine aus dem Holzlager. Er versprach,
ihn bis zum nächsten Tag wieder herzurichten. Als nächstes mußten wir Finn überzeugen. Er teilte sich schließlich mit Kalle eine der
Wohnungen im Haus, und wir würden ihn brauchen, damit der Schwindel nicht all zu schnell aufflog. Die Überzeugungsarbeit überließ ich
getrost Moni.inn konnte ihr einfach nichts abschlagen und war zudem immer für solche Späße zu haben. Nun fehlte nur noch jemand, der
Kalle den Tisch zukommen ließ, ohne daß er Verdacht schöpfte. Unsere Wahl fiel auf Oma Lotte. Kalle hatte ihr versprochen, am nächsten
Tag ihren Dachboden aufzuräumen. Eine gute Gelegenheit. Charlotte Götz war zwar skeptisch, versprach aber, Kalle den Tisch zu überlassen,
falls er danach verlangte und seine wahre Herkunft zu verbergen. Wir deponierten das Tischchen auf dem Dachboden, an die Unterseite
hatten wir eine Quasi-Gebrauchsanweisung geheftet: „Dieses Tischlein-deck-Dich ist nur für den Nachtgebrauch bestimmt. Vor dem Einschlafen
den magischen Vers: ‚Tischlein, liebes Tischlein, deck Dich in der Nacht brav ein‘ dreimal wiederholen und der Besitzer kann sich am
nächsten Morgen an den köstlichsten Speisen und Tränken laben.“
Der Plan ging voll auf. Ich beobachtete am darauffolgenden Tag vom Ausguck, wie Kalle abends mit unserem Tisch auf den Schultern in
seine Wohnung schlich. Später dann tauchte Finn in der Küche auf und grinste über beide Ohren. „Stellt euch vor, er hat sich eingeschlossen,
vor den Tisch gekniet, ganz komische Verrenkungen gemacht und sage und schreibe neunmal ‚Tischlein, liebes Tischlein, deck Dich in der
Nacht brav ein.‘ gesäuselt, in unterschiedlichen Tönen, versteht sich.“ Finn zwinkerte, „Aber jetzt schläft er, laut schnarchend.“ Wir machten
uns daran, ein Tablett mit allerlei Köstlichkeiten und einem frischen Tischtuch zu füllen. Dann folgten wir Finn leise in die Wohnung. Er
schloß Kalles Zimmer auf und wir breiteten das Tuch mit dem ganzen Futter auf dem Tisch aus. Als wir dann noch vergnügt bei einem
Gläschen eigenem Obstler zusammensaßen, versprach Finn, während Kalles obligatorischem Klogang am Morgen, alles wieder abzuräumen,
um den „magischen Effekt“ noch zu verstärken. An Kalles Verhalten am nächsten Tag konnten wir ablesen, wie sehr er in unsere Falle getappt
war. Er machte die ganze Zeit seltsame Anspielungen und seine Überheblichkeit penetrierte derart, daß ich nah daran war, ihm alles zu
eröffnen. Doch Moni hielt mich zurück und wir beschloßen, das Spiel noch einmal zu wiederholen. Nach seinem zweiten mystischen
Erlebnis war Kalle von den magischen Fähigkeiten seines Tischchens so überzeugt, daß er uns einweihte.  Am Abend bestellte er  alle in sein
Zimmer, sprach den Vers, jetzt nur noch dreimal, und versprach uns für den nächsten Morgen ein üppiges Frühstück. Unsere skeptischen
Bemerkungen und ungläubigen Gesichter ließen ihn vollkommen kalt. In dieser Nacht rührten wir selbstverständlich keinen Finger. Als wir
uns am Morgen trafen, stürmte Kalle mit puderotem Gesicht durch die Wagentür und keifte völlig entgeistert: „Schöne Freunde seid ihr!
Beklaut habt ihr mich!!! Finn, Du steckst da auch mit drin! Das vergeß‘ ich euch nicht!! Da könnt ihr einen drauf lassen! Ihr, ihr ... ihr seid
nichts als Seeteufelschiß!“ Die Tür flog mit einem lauten Knall zu und Kalle war verschwunden. Finn machte ein Gesicht, als hätte er seine
Zahnbürste verschluckt. Moni versuchte, sich das Lachen zu verkneifen. „Da haben wir ja was angerichtet. Und nun?“ Die beiden hefteten
ihre Blicke auf mich. Ich zuckte mit den Schultern. „Am besten erzählen wir ihm alles.“, sagte Moni und Finn nickte hilflos zustimmend.
Gesagt getan. Naja nicht ganz. Kalle hatte sich den ganzen Tag in seinem Zimmer eingeschlossen und es dauerte eine ganze Weile, bis wir ihn
alle zusammen überzeugen konnten, uns anzuhören. Als er dann auf den Hof trat und wir ihm alles erklärten, sah er uns erst einen Moment
versteinert an, spannte dann seine Mundwinkel, griff an den Jutesack, den er sich merkwürdiger Weise an den Gürtel geschnallt hatte und
schrie „Knüppel aus dem Sack!“. Noch eh wir uns versahen, sprang ein Stück Holz heraus und hüpfte vor uns auf und ab. Wir stoben in
wilder Panik auseinander, während sich Kalle vor Lachen bog. Feixend schrie er uns hinterher: „Ihr seid wohl abergläubisch was?“
- Und die Moral aus der Geschicht‘, Selbstzufriedenheit lohnt nicht. -

* für Trekkis sei an die Replikator-Problematik erinnert

(Fortsetzung folgt.)

E
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Hallo,
in den letzten Tagen bin ich endlich dazu
gekommen, die bereits [...] gekauften
„Feierabende“ zu lesen und bin ganz
angetan. Mir gefällt die Mischung; mein
besonderes Interesse galt allerdings den
Berichten/Interviews aus Osteuropa. Der
Stil der AutorInnen ist erfrischend, umgeht
gängige Phrasen, vermeidet endlose
Wortschleifen und dür fte allgemein
verständlich gehalten sein. Besonders
erfreulich ist die Feststellung, dass der
„Feierabend“ (meiner Meinung nach) keine
„Szene-Zeitschrift“ ist, einen positiven
Grundton anschlägt, vorwärts gewandt
argumentiert und nicht den eigenen

Bauchnabel zum Weltmittelpunkt erhebt.
Die Themen sind zeitnah, lokal und global
interessiert; wahre Perlen finden sich
darunter wie etwa „Die letzte Runde - eine
Frage der Macht“ in der Nr.1 auf Seite 7.
[...]
Eine Sache möchte ich aber noch zu einem
Artikel anmerken: Ungenau wurde es in
dem Artikel „Was fehlt: Kommentar zu
jüngsten Tariferhöhungen der LVB/MDV“
auf Seite 17 der Nr.1: Die Kampagne, die
in Hannover gegen die Preiserhöhung lief,
hiess nicht „blauer Punkt“ sondern „Roter

Punkt“. Initiiert wurde sie von 21 Or-
ganisationen (u.a. SDS) und begann mit
Sitzblockaden am Kröpcke (Platz in der
City) am 7.6.1969. Tausende griffen sie
sofort auf. Mitnahmebereite Autofahrer-
Innen klebten sich einfach einen roten
Punkt in die Scheibe und ersetzten nahezu
den Bus- und Bahnverkehr. Nach 10 Tagen
wurde der 50- Pfennig- Einheitstarif und
die Zusage, die Uestra (das Verkehrs-
unternehmen gehörte zum Preussen
Elektra-Konzern) zu kommunalisisieren,
durchgesetzt.
Bin weiter gespannt...

Liebe Gruesse, H.

Post an unsPost an unsPost an unsPost an unsPost an uns

Hingehorcht und Aufgestanden,
Aufgesperrt und Hingegangen,
Angezettelt, Aufgeschrieben
Angeschoben, Hintertrieben,
Ausgemacht und Mitgenommen,
Mitgedacht und Ausgesonnen.
Selber horchen Selber stehen
Selber sperren Selber gehen,
Selber zetteln Selber schreiben
Selber schieben Selber treiben,
Selber machen Selber nehmen
Selber denken Selber leben,
Selbstbewußt und Selbstvergessen,
Dichgewußt und Dirversessen.

(clov)

Pfers-parolé (Pp.)

Im Anfang stand das WIR, ein kleines Wort, ganz groß geschrieben. Wir sagten Viele,
meinten Viele, die Anderen waren das ja auch. ER gehörte sicher oft dazu, SIE -
welch‘ Irrtum der Geschichte - nur selten. Viel ER und wenig SIE, das waren wir. Wir
zogen aus, Wir halfen uns, Wir waren uns genug. WIR, ja Wir, das waren nicht die
Anderen.

MAN schrieb den Anfang um. Man waren nicht nur Viele, Man waren jetzt ALLE.
Man, das waren nicht nur Wir, es waren auch die Anderen. ER und SIE und ICH
und DU. Man, das sollten Wir Alle sein. Aber ER und ICH waren unmöglich
Man, SIE und DU noch weniger. Man sollte ausziehen, Man sich helfen, Man
war sich selber nie genug. MAN, ja Man, das waren WIR doch nie.

ICH hab den Anfang selbst gelesen. Wenn ICH Ich sage, meine Ich auch Ich.
Ich sind nicht Viele. Ich bin nicht Wir. Man sollte Ich sein, wollte ICH aber
nicht. Ich war ja auch nicht Alle. ER war Ich, SIE war Ich, auch wenn ICH
nicht immer Sie war oder Er. So zog ICH aus zu Dir, ICH wollte Dir ja

helfen, ICH selber war Mir nie genug. Warum?  Wenn ICH wie Du bin und DU wie Ich,
bleibt zum Ende nur zu schreiben: ICH bin Du und DU bist Ich.

Ich, Du, Er, Sie, Es ...

(clov)
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Weiß zieht und setzt in 3 Zügen Matt.

Hier die Schachlösung:nach 1.g5-g6 wäre das Matt Th5-h8 wohl nicht
mehr abzwenden, wenn nich die Dame den Bauern mit 1. ... De6:g6
schlagen könnte. Aber dann ginge doch immer noch 2. Dd4-c4+! Doch
darauf hätte Schwarz die Erwiederung 2. ... d7-d6! Aber was dann? 1. Sf3-
e5! Nun droht Matt mit dem Turm auf h8. Der Springer muß geschlagen
werden. Schlägt die Dame 1. ... Dd6:d5 so ist das Matt nach 2. g5-g6 nur
noch durch 2. ... Dd5-f4+ und 3. ... Dh6 abzuwenden, wonach die schwarze
Stellung hofnungslos wäre. Schlägt der Bauer 1. ... d6:e5, dann ist die
Diagonale a2-g8 nicht mehr zu decken und es folgt 2.g5-g6, De6:g6 3.Dd4-
c4+ und Schwarz wird matt.

Zur Lösung von Heft #9Zur Lösung von Heft #9Zur Lösung von Heft #9Zur Lösung von Heft #9Zur Lösung von Heft #9

Schach und Schach und Schach

Südvorstadt:
B12, Braustr. 20; El Amir, Südplatz;
Shahia, Liebknecht-Str. 98;
Esperantos Katzer, Schenkendorffstr. 20

Plagwitz:
Tulamahash, Nonnenstr. 17;
Wohnprojekt Helmholtzstr. 7;
Presse-Service-Shop, Nonnenstr.

Schleussig:
Heidis Dienstleistungscenter, Könneritzstr. 18
Naturkostladen, Könneritzstraße Ecke Industriestr.

Connewitz:
Café Similde, Simildenstr. 9;
El Libro, Bornaische Str. 3d;
Fischladen, W.-Heinze-Str. 22;
Frau Krause, Simildenstr.8;
Imbiss Irak, Connewitzer Kreuz;
Zoro, Bornaische Str. 55 HH

Zentrum:
Bistro Al Safa, Leplaystr. 3;
Connewitzer Verlagsbuchhdl.,
Speck's Hof;
Klee Naturkost, Ebert-Str. 33;
Libelle, Kollonadenstr. 19;
Uni-Imbiss, Augustusplatz;
Weltladen, Burgstr. 3

Osten:
Kühnchen's Shop,
Eisenbahn-/Liebmannstr.

Gohlis:
Gohliser-1-Punkt,
Gohliser Str. 29

 gibts Feierabend!

Feierabend! Biedermannstr. 20, 04277
Leipzig, www.feierabend.net.tc,

feier_abend@hotmail.com
Einsendeschluß

für #11:
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